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I N D U S T R I E L L E WI R T S C H A F T S W E I S E 
Begriff 

Die Begriffe Industrialisierung und industrielle 
Wirtschaftsweise und die mit ihnen gemeinten 
theoretischen, empirischen und methodischen 
Zusammenhänge sind auch im ökonomischen 
Sprachgebrauch und ihrem engeren ökonomi­
schen Kern nach höchst vielfältig, z. T. auch 
strittig, und sie sind noch nicht eindeutig be­
grifflich festgelegt. Vorwiegend pragmatisch 
orientierte Ansätze, die im wesentlichen auf ein­
zelne Aspekte der Wirtschaft abzielen, stehen 
neben theoretisch-funktionalen Ansätzen, die 
auf Gemeinsamkeiten der Wirkungen materiel­
ler, personeller und institutioneller Einrichtun­
gen und Gegebenheiten abstellen. 

Industrielles Wachstum und Entwicklung 
WIRTSCHAFTLICHER WACHSTUMSPROZESS. So­
weit unter Industrialisierung und unter indu­
strieller Wirtschaftsweise die in modernen Ge­
sellschaften vorherrschende Art der Verwen­
dung der Produktionsfaktoren Boden, Arbeit 
und Kapital und das absolute Wachstum der 
Industrie, d. h. der gewerblichen Wirtschaft, 
verstanden wird, so ist diese Festlegung insoweit 
zunächst zutreffend, als sich in wachsenden 

Wirtschaften - zumindest zeitweise - eine ge­
wichtsmäßige Verschiebung zugunsten der Indu­
strie feststellen läßt. Gemessen an der Wert­
schöpfung auf Basis des gebräuchlichen Kon­
zepts der Sozialproduktsberechnung, hat der 
Beitrag der noch (näher zu bestimmenden) 
Industrie in den Wachstumsprozessen schneller 
zugenommen als der anderer Wirtschaftszweige, 
zumindest der der Landwirtschaft und des 
Handwerks. Diese Beobachtung ist nicht auf hi­
storisch einzigartige Fälle wie Europa oder 
Nordamerika beschränkt, sondern auch in ande­
ren Kontinenten und in den sog. Entwicklungs­
ländern zu machen. Hierin scheint eine Mög­
lichkeit zu liegen, eindeutige, aber geschichtlich 
gebundene Merkmale einzelner Industrialisie­
rungsprozesse zu verallgemeinern, die Begriffs­
bestimmung von dem europäisch-amerikani­
schen Vorbild also zu lösen. 

Zum anderen zeigt jedoch gerade die Erfah­
rung mit den „alten Industrieländern", daß än­
dere Wirtschaftszweige, wie Verkehr, private 
und öffentliche Dienstleistungen, insgesamt in 
einer bestimmten Entwicklungsphase absolut 
und relativ an Bedeutung gewinnen. Daraus 
folgt, daß man Industrialisierung nicht mit völli­
gem Übergewicht der Industrie gleichsetzen 
kann und darf. In der relativen Zunahme der 
Bedeutung des tertiären Sektors (Dienstleistun-
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gen) bei der Erstellung des Sozialproduktes liegt 
gerade der ökonomische Kern des Begriffs der 
sog. „nachindustriellen Gesellschaft". 

Wird die Industrialisierung in obigem Sinne 
als wirtschaftlicher Wachstumsprozeß verstan­
den, so ist dieser Satz jedoch nicht beliebig 
umkehrbar. Nicht jeder wirtschaftliche Wachs­
tumsprozeß ist mit einer Ausweitung des An­
teils der Industrie am Sozialprodukt verbunden. 
Wirtschaftliches Wachstum ist bei aktiver Nut­
zung des Außenhandelspotentials durchaus -
wie die historische Erfahrung in einigen Län­
dern zeigt - möglich auf der Grundlage und im 
Rahmen einer Produktionssteigerung der Land­
wirtschaft oder durch Ausweitung der Dienst­
leistungswirtschaft (z. B. Tourismus). 

Viele akute Probleme der weltwirtschaft­
lichen Entwicklung der Neuzeit sind gerade 
darin zu sehen, daß - im Gegensatz zu den wirt­
schaftlichen Gegebenheiten einer Region oder 
eines Landes - der einzige Weg zum wirtschaft­
lichen Erfolg und besonders zur Erhöhung der 
Realeinkommen in einer überstürzten Ausdeh­
nung der Industrie gesehen wurde. Auch in der 
Landwirtschaft ist der Übergang zur speziali­
sierten Standardproduktion möglich. Die Un­
terbewertung der Landwirtschaft ist an sich nicht 
gerechtfertigt, ihre Bedeutung ist in weitem 
Maße von der angewandten Produktionstech­
nik, der Organisation der Märkte, den Nachfra­
gegewohnheiten und anderem mehr abhängig. 
Auch der Dienstleistungssektor kann unter ge­
wissen Umständen ein „leading sector" sein in 
dem Sinne, daß er das Wachstum in Gang bringt 
oder aber fortführt und aufrechterhält. 
ENTWICKLUNG. Nicht zuletzt aus diesen Grün­
den wird der Begriff der Industrialisierung und 
industriellen Wirtschaftsweise häufig anders 
verstanden, im Sinne der Modernisierung oder 
der „modernen" Form der Expansion und des 
Fortschritts (Entwicklung), die Strukturwand­
lungen als Voraussetzungen, aber auch als Fol­
gen einbezieht und anerkennt. In diesem ent­
wicklungstheoretischen Sinne ist industrielle 
Wirtschaftsweise ein Gesamtausdruck für alle 
jene Veränderungen, die mit der Ausdehnung 
der wirtschaftlichen Tätigkeit in den Volkswirt­
schaften verbunden sind, in denen eine fortge­
schrittene Technik übernommen wird bzw. eine 
fortschreitende Technologie durch den Einsatz 
kontrollierter Prozesse das Wirtschaften unter­
stützt und seine Ergiebigkeit außerordentlich 
erhöht. 

Die Veränderung der wirtschaftlichen Struk­
turen bildet einen Teil dieser Entwicklung so­

wohl in primär verursachendem als auch primär 
verursachtem Sinne, die darüber hinaus soziale, 
psychologische und politische Strukturen mit 
umfaßt bzw. verändert. Das ist der wesentliche 
Grund dafür, daß man die modernen Gesell­
schaften auch industrielle Gesellschaften nennt. 

KRITERIEN. Die übliche Verwendung eines ein­
zigen Sozialproduktsbe,gxiiiz& (Bruttosozial­
produkt bzw. Nettosozialprodukt oder Volks­
einkommen) ist allein schon deswegen unbe­
friedigend, weil das Problem spezifisch un­
gleicher Einkommensverteilungen außer acht 
bleibt. Auch die Ziel-Mittel-Diskussion kann 
auf ein falsches Gleis geraten, wenn die wirt­
schaftspolitische Zielformulierung auf eine 
Durchschnittsgröße beschränkt wird. Es ist 
deshalb zweckmäßig, den Entwicklungsstand 
von Volkswirtschaften oder den Industrialisie­
rungsgrad zu differenzieren zum einen nach dem 
Niveau der Wirtschaftstätigkeit. Dies läßt sich 
am Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen 
messen. Zum anderen ist der Integrationsgrad 
der Wirtschaft zu betrachten. Er dient als Maß 
für den Grad der Vollkommenheit der Faktor­
märkte, d. h. der Entgelte für gleiche Leistungen 
der Faktoren Boden, Kapital und Arbeit; keine 
Abweichung wäre dann mit vollständiger Inte­
gration gleichzusetzen. Während das Niveau der 
Wirtschaftstätigkeit gewissermaßen den mate­
riellen Güterhaufen wiedergibt, macht der 
Integrationsgrad Aussagen über die Zweckmä­
ßigkeit, Bezogenheit und Abgestimmtheit des 
einzelnen auf die Gesamtwirtschaft bzw. den 
Wirtschaftssektor. 

Diese Trennung in Niveau- und Integrations­
aspekte ist aus mehreren Gründen zweckmäßig 
bzw. notwendig, wie an einem einfachen Beispiel 
gezeigt werden soll. Es ist z. B. durchaus denk­
bar und in der Praxis nicht selten, daß das Sozial­
produkt insgesamt steigt, die Löhne für ver­
gleichbare Leistungen des Produktionsfaktors 
Arbeit sich aber zunehmend auseinanderent­
wickeln. Ein solcher Prozeß würde nach der bis­
her üblichen Messung dennoch allgemein als 
Entwicklungsprozeß bezeichnet. Dieser Zusam­
menhang ist auch unmittelbar bedeutsam für die 
hier anstehende Definitionsproblematik. Die 
Ausweitung des Anteils des Industriesektors an 

Niveau und Integrationsgrad der Wirtschaft 
Die Bestimmung der Entwicklung und des Ent­
wicklungsstandes einer Wirtschaft ist problema­
tisch, besonders im interregionalen und interna­
tionalen Vergleich. 
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der Wertschöpfung einer Volkswirtschaft kann 
derart vonstatten gehen, daß sich Produktivi­
tätsvorteile der Industrie in Form einer Ver­
schlechterung nicht nur der relativen, sondern 
auch der absoluten Einkommenssituation der in 
den anderen Sektoren der Wirtschaft Beschäf­
tigten niederschlagen. Ähnliches ist innerhalb 
der Wirtschaftssektoren selbst ebenfalls mög­
lich - und sogar auffallendes Kennzeichen 
neuerer Wachstumsprozesse. 

In Fällen eines niedrigen bzw. sinkenden In­
tegrationsgrades einer Wirtschaft kommt es also 
entweder nicht zu einer Übertragung technisch 
möglicher Produktionsprozesse und der Anglei-
chung der Produktionsverhältnisse (Herstel­
lungsseite), oder aber die Entlohnung der Pro­
duktionsfaktoren unterliegt bestimmten 
Hemmnissen (Verteilungsseite). Ist der niedrige 
bzw. sinkende Integrationsgrad primär tech­
nisch, d. h. im Einsatzverhältnis der Produk­
tionsfaktoren begründet, so läge nach der enge­
ren Definition ein Industrialisierungsprozeß 
vor. Nach der weiteren Definition könnte er 
aber nur als partiell bezeichnet werden, da keine 
oder keine ausreichenden Wirkungen und Rück­
wirkungen auf und von anderen Wirtschafts­
bereichen (Interdependenzen) vorlägen. Im 
traditionellen Sinne würde dies bedeuten, daß 
keine oder keine ausreichenden „Folgeleistun­
gen" der „industriellen Grundleistungen" vor­
handen wären. 

GRENZEN DER SOZIALPRODUKTBERECHNUNG. 
Auf einen weiteren grundsätzlichen Problemzu­
sammenhang muß vorweg noch hingewiesen 
werden. Das den meisten neueren Aussagen 
über Fragen der Industrialisierung und der indu­
striellen Wirtschaftsweise zugrunde liegende 
Gerüst der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
nung (Sozialprodukt) beruht auf Konventionen, 
von denen einige hier besonders bedeutsam sind. 
Der größte Teil des Sozialproduktes, nämlich die 
privaten Güter, werden zu Marktpreisen bewer­
tet, während für Kollektivgüter meist ein Bewer­
tungssystem nach Herstellungskosten ange­
wandt wird. Weiterhin gehen wichtige Bereiche 
der Dienstleistungen überhaupt nicht oder nur 
unterbewertet in das Sozialprodukt ein, sei es 
daß sie als „unproduktiv" angesehen werden, sei 
es daß ihr tatsächlicher Beitrag falsch einge­
schätzt wird. Ferner besteht die Frage nach der 
richtigen Verteilung der Nutzen auf die Zeit­
einheit und das Problem der Vernachlässigung 
der Bestandsgrößen gegenüber den Strömungs­
größen (Investitionen und nicht Kapitalstock, 
Volkseinkommen und nicht Volksvermögen 

standen bisher im Vordergrund der Betrach­
tung). Außerdem sind gewisse Einteilungskrite­
rien, z. B. hinsichtlich eines bestimmten Wirt­
schaftszweiges - oder der Zuordnung einer be­
stimmten Tätigkeit dazu historisch und regio­
nal gesehen, immer wieder revisionsbedürftig. 

Mögen diese methodischen Bemerkungen 
zunächst allgemein darauf hindeuten, daß es ein 
befriedigendes Maß zur Bestimmung des Wohl­
standes oder der Industrialisierung noch nicht 
gibt, so sollen sie hier auch speziell deutlich ma­
chen, daß das traditionelle Konzept die Bedeu­
tung der Industrie tendenziell überbetont und 
daß daher aus Sozialproduktdaten keine voreili­
gen Schlüsse gezogen werden sollten. 
GESAMTZUSAMMENHANG. Aus den oben ge­
nannten Gründen scheint es sinnvoll, den engen 
Begriff der Industrialisierung und der industriel­
len Wirtschaftsweise nicht isoliert, sondern im 
Hinblick auf einen umfassenden Zusammen­
hang zu verwenden. Das gilt auch bei Betrach­
tungen allgemeiner Art (wie der Produktsstruk­
tur, der Steigerung des Realeinkommens usw.), 
da damit meist nur ein Teilbereich der umfas­
senderen Frage nach den Ursachen, Formen 
und Wirkungen der langfristigen Entwicklungs­
prozesse der Volkswirtschaft und der Weltwirt­
schaft überhaupt dargestellt wird. Andererseits 
ist bei einer ganz weiten Fassung des Begriffs, 
der die wesentlichen sozialökonomischen Er­
scheinungen umgreift, zu bedenken, daß damit 
ein allgemeiner, auf alle Bereiche des Lebens 
bestehender Zwang zur Anpassung an die Indu­
strialisierung suggeriert und die mehr oder weni­
ger zufällige Gleichzeitigkeit bestimmter Er­
scheinungen verschleiert werden kann. Denn 
einerseits sind nicht alle - und dies wird zu 
zeigen sein - wesentlichen Züge der modernen 
Gesellschaft bloß abhängig von industrieller 
Wirtschaftsweise, zum anderen würde der be­
stehende „Freiheitsgrad", die „Offenheit" einer 
jeden gegebenen Situation verdeckt, was unter­
schiedliche Entscheidungen und unterschied­
liche Ordnungsformen des wirtschaftlichen und 
sozialen Lebens auch zukünftig möglich sein 
läßt. 

Industrialisierung 
Wirtschaftswachstum 
WIRTSCHAFTSREGIONEN. Die industrielle Wirt­
schaftsweise ist regional höchst unterschiedlich 
über die Erde verteilt. Bei allen niveaumäßi-



Was Industr ia l is ierung heißt, ist 
geme inh in e ins icht iger als der 
Sinn von Modern i s ie rung . Kenn­
zeichnet man die Industr ie l le Ge­
sel lschaft als modern , dann wäre 
Modern is ie rung die B e w e g u n g 
auf diesen Zus tand hin. Für ihn 
ist aber n ich t nur eine bes t immte 
Wi r tschaf tswe ise , eben die i n d u ­
strielle, charakter is t isch, sondern 
h inzukommen typ ische soziale, 
kul turel le und pol i t ische Verhäl t ­
nisse. Schon deswegen erscheint 
es vers tänd l ich , w e n n die M o d e r ­
ni tät dieses Zustandes auch we r ­
tend interpret iert w i r d , w e n n g l e i c h 
es w o h l w e n i g e inbr ingt , s ich 
nach Art einer to ta l is ierenden Be­
t rach tungswe ise mit e inem Ent­
weder -Oder zu begnügen . Vielen 
Theor ien der Modern is ie rung l iegt 
gemeinsam zugrunde , daß eine 
Gesel lschaft mit s ich im G le i ch ­
g e w i c h t zu sein anstrebe, daß 
also die Veränderung eines Unter ­
systems die Veränderung aller 
übr igen nach s ich ziehe. A ls M o t o r 
so lchen Wande ls w i r d d u r c h w e g 
die Techn ik und mit ihr das 
Wir tschaf tssystem ve rs tanden ; d ie 
Veränderungen in d iesem Sektor 
werden ausstrahlen auf alle ande­
ren Sektoren. Das ist eine gang ige , 
aber n icht unbest r i t tene T h e s e ; 
Techn ik ist w o h l n ich t der e inz ige, 
sicher indessen der eine Haup t ­
faktor des Wande ls . 

Eine Fülle von Arbei tskräf ten war früher nö t ig , um Masch inen zu produz ieren, 
die andernor ts Arbei tskräf te überf lüssig machen sol len. Hohe Arbei ts in tens i tä t 
ist kennze ichnend s o w o h l für die vor - indus t r ie l le Agrargesel lschaf t als auch 
für die Frühphase der Industr ia l is ierung. Was hier an Leistung abver langt w i r d , 
erscheint schon we i t mono toner als Arbe i t in relativ buko l i sch anmutenden 
Gef i lden w ie dem Bergbau in alter Zeit. Modern is ie rung heißt auch s inkende 
Arbei ts in tens i tä t , w i e etwa Ölraf f iner ien demonst r ie ren . 



MODERNIS IERUNG DURCH INDUSTRIALISIERUNG I - I I 

Fürd ie En tw ick lungs länder scheint 
das Problem ihrer we i teren Ent­
w i c k l u n g e i n d e u t i g : Techn ik und 
Kapital s t imul ie ren den Wi r t ­
scha f t sau fschwung , und dies w i r k t 
for t in al len übr igen Lebensbe­
reichen. So bestechend e in fach 
dieser En tw ick lungsgang theo re ­
t isch aussieht, so kompl iz ier t läuft 
er in der Praxis. G e w i ß : Techn ik 
vermag En tw i ck lung anzus toßen, 
aber dann w e r d e n schnel l A u s ­
w i r kungen in anderen Bere ichen, 
w ie e twa Beruf, B i l dung , Pol i t ik , 
erkennbar, d ie andere als rein 
t echn i sch -w i r t scha f t l i che Folge­
w i r kungen haben. Dies aber ist 
eben — nach w i e vor auch bei 
uns — ein Kernproblem der M o ­
de rn i s ie rung : die unbeabs i ch t i g ­
ten Nebenw i r kungen in den Griff 
zu b e k o m m e n . Technischer Fort­
schr i t t ist ohne w e i t g e h e n d e n 
U m b r u c h überl ieferter Soz ia ls t ruk­
turen undenkbar . Der Übergang 
von der viele Funk t ionen umfas­
senden sozialen Rolle zifr Spez ia l i ­
s ierung k o m m t of t einer sozialen 
Revo lu t ion g le ich . Techn ik erfor­
dert Spezia l is ierung und revo lu ­
t ion ier t dami t übe rkommene Be­
ru fsb i lder ; und das bedeutet mehr 
als nur neue Handgr i f fe lernen und 
neue Tät igke i ten ausüben. 
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gen und strukturellen Unterschieden im Er­
scheinungsbild der Volkswirtschaften hat sich 
eine Dreiteilung eingebürgert. Zum einen gibt 
es hochentwickelte (westliche) Industrielän­
der, in denen die Industrialisierung vom Ende 
des 18. Jh. bis zum Beginn des 19. Jh. an unter 
den politischen Bedingungen der bürgerlichen 
Gesellschaft begann. Zum anderen gibt es die 
sozialistischen (östlichen) Länder, in denen die 
Industrialisierung phasenverschoben, aber unter 
großem planerischem Aufwand vollzogen wird, 
Schließlich gibt es die Gesamtheit der sog. Ent­
wicklungsländer, die sich alle mehr oder weniger 
stark ausgeprägt in einer Frühphase der Indu­
strialisierung befinden. 
TRENDS. Die Kennzeichnung der wirtschaftli­
chen und technischen Veränderungen im Laufe 
des Industrialisierungsprozesses ist angesichts 
der offenen Frage, ob sich historische Ereignisse 
wiederholen müssen, grundsätzlich problema­
tisch. Geht man jedoch bei der Betrachtung der 
Formen der Industrialisierung zunächst von der 
industriellen Gesamtproduktion (Industriesek­
tor) aus, so zeigt sich, daß ein allgemein steigen­
der Trend typisch ist. Die durchschnittlichen 
jährlichen Wachstumsraten sind allerdings re­
gional und zeitlich verschieden. Die längste 
Zeitreihe für das älteste Industrieland, Groß­
britannien, zeigt, daß in der Phase beginnender 
Ausweitung der industriellen Tätigkeit der jähr­
liche Zuwachs relativ niedrig war (bis etwa 1830, 
unter 2%). Danach folgte eine Phase intensiven 
Wachstums, in der der Prozeß an Breite zunahm 
(zweites Drittel des 19. Jh., bei 4%). Anschlie­
ßend setzte ein etwas verlangsamtes Wachstum 
ein (ab 1880, im Durchschnitt um 2%), das zur 
Charakterisierung dieses Stadiums als „Phase 
der Reife" führte. Diese Phasen lassen sich bei 
den jüngeren Industrieländern in ähnlicher 
Weise ausmachen, jedoch zeitlich meist stark 
verkürzt und bei jährlich höheren Wachstums­
raten. 

Dieser Wachstumsrhythmus trifft nicht nur für 
die Industrie als Ganzes, sondern im allgemeinen 
auch für einzelne Industriezweige zu. Im Anfang 
gibt es zumeist Marktfindungs- und Marktsiche­
rungsschwierigkeiten, denen dann eine schnelle 
Expansion folgt, bis der regionale oder nationale 
Binnenmarkt Sättigungsmerkmale zeigt, so daß 
eine über die natürliche Bevölkerungszunahme 
und über Einkommensumschichtungen hinaus­
gehende Ausweitung nur noch im Rahmen des 
Exports möglich erscheint. Substitutionen, aus­
ländische Konkurrenz, Versiegen von Rohstoff­
quellen sind wichtige Gründe dafür, daß ein­

zelne Industrien auch absolut zurückgehen 
können, so daß das Wachstum der Gesamtindu-
strie nur anhält, wenn neue Industrien entstehen 
und an Bedeutung gewinnen. 
WACHSTUMSINTENSITÄT. Sie ist in der Industrie 
wesentlich von der Elastizität der Nachfrage be­
stimmt, die sich für die Erklärung der Rangord­
nung und deren Verschiebung im Zeitablauf 
heranziehen läßt. Die Nachfragestrukturen 
können sich während der Industrialisierung je­
doch unterschiedlich schnell verändern, d. h., 
ein Gut durchläuft in der Regel verschiedene 
Elastizitätsstadien, wobei die genaue Reihen­
folge zum Problem jeder prognostischen Aus­
sage wird. Unterschiede in der Wachstumsin­
tensität sind durch wirtschaftspolitische Maß­
nahmen beeinflußbar. Diese Erkenntnis ist die 
Basis einer aktiven Wachstums- und Struktur­
politik. Durch Zollschutz, Steuererleichterun­
gen, direkte und indirekte Subventionen ist ein 
im Verhältnis zu anderen Industrien und ande­
ren Regionen überproportionales Wachstum 
machbar. 

Im ganzen betrachtet, kann man sagen, daß 
sich in der zurückliegenden Entwicklung fort­
geschrittener Industrieländer das Aufkommen, 
der Ausbau und der relative bzw. absolute 
Rückgang von Industriezweigen mit einer ge­
wissen Regelmäßigkeit vollzogen hat. Dies 
macht es auch verständlich, daß das Volumen 
der gesamten industriellen Produktion, trotz 
konjunktureller bzw. krisenhafter Einbrüche, 
keine sprunghaften Veränderungen zeigt, der 
Trend der meisten Länder also nicht entschei­
dend beeinflußt wurde. Andererseits ist das 
Tempo, in dem dies geschieht, auch nicht ein­
deutig aus innerer Sachgesetzlichkeit, sondern 
vielfach unter dem Einfluß staatlicher Maßnah­
men erfolgt. Dieser „Freiheitsgrad" der wirt­
schaftspolitischen Entscheidungen ist zugleich 
ein Hemmnis für jede Voraussage über Zwangs­
läufigkeiten oder absolute Zeitdauer zukünfti­
ger Entwicklungen. 

KAPITALEINSATZ UND TECHNISCHER F O R T ­
SCHRITT. Doch gibt es weitere, typische Merk­
male der industriellen Wirtschaftsweise. We­
sentlich ist das Aufkommen und Durchsetzen 
neuer Produktionstechniken (Innovationen), 
die z. T. aufgrund völlig neuer Erkenntnisse 
über Möglichkeiten des Einsatzes der Faktoren 
Boden, Kapital und Arbeit, z. T. aus bereits be­
kannten Produktionsstrukturen hervorgehen. 
Sie werden entweder zufällig entwickelt, oder 
sie sind das Ergebnis zielbewußter privater 



und staatlicher Forschung; möglich ist natürlich 
auch, daß sie aus anderen Regionen übernom­
men werden. 

Die wirtschaftliche Eigenart der industriellen 
Wirtschaftsweise wird in den nach dem jeweili­
gen Stand der Technik sehr verschiedenartigen 
Kombinationsmöglichkeiten der Produktions­
faktoren Arbeit und Kapital sichtbar, wobei das 
Kapital einen hohen Anteil gewinnt. Der hohe 
Grad der Kapitalverwendung, der sich z. B. aus­
drücken läßt im Kapitalbestand pro Arbeits­
platz, konnte erst erreicht werden, nachdem die 
Abhängigkeit von natürlichen bzw. organischen 
Antriebskräften gelöst war. 
INTERDEPENDENZEN. Die notwendigerweise 
enge Verknüpfung von Maschinenherstellung 
bzw. Maschineneinsatz und Energiequellen zeigt 
jedoch zugleich wieder auf das oben diskutierte 
Interdependenzproblem: Bestimmte Entwick­
lungen in den verschiedenen Sektoren der Wirt­
schaft bedingen einander, wobei es problema­
tisch ist, zu sagen, was Henne und was Ei ist. 
Die Geschichte der wissenschaftlichen Versuche 
zur Bestimmung der Ursachen der Industriali­
sierung zeigt dies sehr deutlich. Viele Erklärun­
gen gründen auf einem Ein-Faktor-Ansatz und 
einer mechanistischen Deutung der Entwick­
lung, nach der diese allein vom „Kapital" abhän­
gig sei. Auf der Suche nach dem eigentlichen 
Grund hat sich die Reihe der notwendigen Im­
pulse und unabdingbaren Voraussetzungen je­
doch immer weiter „verlängert". Mal sind es die 
natürlichen Ressourcen, die unternehmerischen 
Fähigkeiten, die Eigentumsordnung, die als ent­
scheidende Faktoren genannt werden. Die Theo­
rie der Entwicklungsvoraussetzungen leidet 
einerseits darunter, daß sich im historischen Pro­
zeß oftmals Möglichkeiten des Austauschs von 
Produktionsfaktoren (Substitution) ergeben 
haben, also die tatsächliche Geltung eindeutiger 
Beziehungen fraglich ist, andererseits an einer 
Verwechslung von logischen Bedingungen und 
kausaler Verursachung. 

Im Einzelfall dürfte es jedoch jeweils darum 
gehen, die spezifische Kombination von Einzel­
heiten zu erkennen, die in ihrer wechselseitigen 
Bedingtheit, Verkoppelung und Verstärkung die 
Industrialisierung behindern oder verhindern, 
begünstigen oder herbeiführen. Ursachen und 
Wirkungen verflechten sich im Verlaufe des In­
dustrialisierungsprozesses auf vielfältige Weise. 
Auch der technische Fortschrittvm engeren Sinne 
ist insofern nicht eigentliche Ursache industriel­
ler Wirtschaftsweise, als er - wie vor allem 
neuere Untersuchungen zeigen - in Grenzen 
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durchaus machbar ist. Wichtiger und sinnvoller 
ist hingegen, darauf hinzuweisen, daß es fast in 
jedem Industriezweig unterschiedliche Erfin­
dungen sind, die die Fertigung verändern und 
von veränderter Fertigung hervorgerufen wer­
den. Die Wirkungsanalyse der industriellen Wirt­
schaftsweise stößt also auf die Schwierigkeit, daß 
bestimmte Erscheinungen nur bedingt direkt 
dem Industriesystem zurechenbar sind, da viele 
ökonomische, soziale und politische Prozesse 
auf wechselseitigen Einflüssen zwischen indu­
striellen und nichtindustriellen Sphären beru­
hen. Diese Einschränkung gilt auch für die fol­
genden Ausführungen über einige wichtige wei­
terreichende Einflüsse der industriellen Wirt­
schaftsweise. 

Einkommensteigerung 
und Bevölkerungsentwicklung 
EINKOMMEN. Ein wesentlicher Beitrag der in­
dustriellen Wirtschaftsweise liegt in ihrer ein­
kommensteigernden Wirkung. Zunächst ist das 
in der Industrie gebildete Einkommen absolut 
und relativ zur Anzahl der Beschäftigten gestie­
gen, entsprechend der Produktionsentwicklung, 
wenn auch nicht identisch mit ihr. Augenfällig 
ist dies besonders in den jüngeren Industrielän­
dern, in denen die Leistungsfähigkeit der Be­
schäftigten in jenen Bereichen besonders groß 
ist, in denen Techniken alter Industrieländer 
übernommen wurden. Diese Wirkung braucht 
sich jedoch nicht auf den Industriesektor zu be­
schränken. Durch Verwendung industrieller 
Produktionsmittel wie Maschinen, Chemikalien, 
usw. ist auch die einkommenbildende Kraft der 
Landwirtschaft, des Verkehrs, der Dienstlei­
stungen stark erhöht worden. Die Industrie hat 
die übrigen Sektoren mehr oder weniger stark 
angeregt, teilweise direkt verstärkte Leistungen 
erzwungen. Die Bereiche Verkehr und Dienst­
leistungen mußten sich „modernisieren", um 
den Anforderungen der Industrie gewachsen zu 
sein. Dies gilt selbst für das Handwerk, das ohne 
Verwendung von Maschinen und bestimmten 
Produktions- und Organisationsprinzipien kaum 
mehr denkbar ist. Auch hier wird jedoch deut­
lich, wie Veränderungen in den Bereichen Ver­
kehr, Dienstleistungen und Handwerk eine 
Reihe von Wirkungen bzw. Rückwirkungen 
hervorgerufen haben. Das gilt etwa für die 
räumliche Ausbreitung und Verflechtung der 
Industrie, die standortmäßige Konzentration, 
die Diffusion der Absatzgebiete und die Spezia­
lisierung durch Ausgliederung bestimmter Pro­
duktionsaufgaben. 
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VERBESSERUNG DER INFRASTRUKTUR. Verstärkte 
Mechanisierung und Automatisierung als Kenn­
zeichen der modernen industriellen Arbeits­
weise erfordern auch die Erweiterung und Ver­
besserung anderer Teile der Infrastruktur, wie 
z. B. des Bildungs- und Gesundheitswesens. Es 
gibt einen durchgehenden Trend hinsichtlich 
höherer allgemeiner Arbeits- und Berufsqualifi­
kation bei wechselndem Bedarf an spezifischem 
Berufskönnen, aber zunehmender Differenzie­
rung der beruflichen Gruppierungen. In diesem 
Gebiet ist jedoch die Frage von Folge und Wir­
kung insofern besonders heiß umstritten, als von 
Theoretikern behauptet wird, daß Infrastruk­
turinvestitionen zu bestimmten Zeiten - in den 
westlichen Industrieländern beispielsweise zum 
jetzigen Zeitpunkt-grundsätzlich einen weitaus 
höheren Beitrag zum wirtschaftlichen Wachs­
tum leisteten als industrielle Investitionen. Diese 
These ist für die obengenannten einzelnen In­
frastrukturbereiche Bildung und Gesundheit mit 
einiger Gültigkeit nachweisbar, mit der logi­
schen Folgerung, daß diese verstärkte Priorität 
gegenüber anderen Investitionen erhalten soll­
ten. 
BEVÖLKERUNG. Kaum weniger umstritten ist die 
Bedeutung des Bevölkerungsstandes und der 
Bevölkerungsentwicklung. Während ein Bevöl­
kerungsdruck besonders in seiner Rolle als Kon­
sumentenpotential von den einen als auslösen­
des und vorwärtstreibendes Moment für die 
Industrialisierung angesehen wird, weisen an­
dere hin auf die erhöhte Organisationsproble­
matik als Wachstumshemmnis. Vertreter beider 
Richtungen belegen ihre Thesen mit praktischen 
Beispielen. Sicherer sind hingegen Aussagen 
über die relative Abnahme des Bevölkerungszu­
wachses im Verlaufe des Industrialisierungspro­
zesses, obwohl auch hier in Einzelfällen (tempo­
rär) gegenläufige Entwicklungen (z. B. derzeit 
in den USA: Baby-boom) zu beobachten sind. 
Merklich wird der Bevölkerungsaufbau durch 
Abnahme der Kindersterblichkeit und steigende 
durchschnittliche Lebenserwartungen verän­
dert. Zu bemerken ist indes, daß im Stadium ra­
schen bzw. unkontrollierten Bevölkerungs­
wachstums die Umwelthygiene vernachlässigt 
wird, die physisch und vor allem psychisch nega­
tiven Folgen der Umweltverschmutzung, der 
Lärmbelästigung und andere soziale Kosten 
spürbar zunehmen. Dies hängt z. T. direkt mit 
der für die Industrialisierung typischen Ver­
städterung zusammen, die jedoch erhebliche 
Unterschiede aufweist. Das gilt insbesondere 
für die sich entwickelnden Gesellschaften im 

Unterschied zu den alten Industrieländern; 
erstere weisen in aller Regel eine weit unausge­
glichenere Verteilung auf, hervorgerufen und 
verstärkt durch die neuen Konzentrationsfor­
men und den damit verstärkten „Prozeß stei­
gender Erwartungen". 

Kapital, Massenfertigung und Uniformierung 
STEIGENDE KAPITALVERWENDUNG. Verschie­
dene andere Tendenzen sind offensichtlich. Der 
steigende Grad der Kapitalverwendung als 
Kennzeichen der industriellen Wirtschaftsweise 
macht Ausmaß und Formen der Kapitalbildung 
zu einem zentralen Problem. Die Erhöhung der 
Produktivität durch Ersetzung menschlicher 
Arbeitskraft in Form sachlicher Produktions­
mittel erfordert eine hohe Spar- und Investi­
tionsquote, die kurzfristigen Konsumverzicht 
bedeutet. Entscheidend ist, daß die aus diesem 
Substitutionsprozeß sich ergebende Tendenz zu 
einer Vergrößerung des Kapitalkoeffizienten -
d. h. das Verhältnis von Kapitalstock zu Real­
einkommen - durch den technischen Fortschritt 
weitgehend beseitigt wurde. Trotz wachsender 
Kapitalintensität der Produktion hat sich der 
durchschnittliche Kapitalkoeffizient der moder­
nen Volkswirtschaften nicht wesentlich erhöht, 
so daß freiwillige oder erzwungene wachsende 
Ersparnisse sich in steigenden Wachstumsraten 
niederschlagen können. Die tatsächliche Höhe 
der für rasches Wachstum erforderlichen Inve­
stitionsquote kann dennoch in den einzelnen 
Phasen der Entwicklung stark schwanken, die 
jeweilige Auslastung, der Grad der Komple­
mentarität der Anlagen und deren Alter sind 
hierfür maßgebend. 

MASSENFERTIGUNG UND UNIFORMIERUNG. Die 
starke Zunahme der Kapitalverwendung bedeu­
tet, daß ein erheblicher Teil der gesamten Gü-
terproduktion pro Periode zur Erzeugung ande­
rer Güter verwendet wird. Dies macht jedoch, 
langfristig gesehen, die Erhöhung des Konsums 
erst möglich. Die Industrialisierung hat die Er­
zeugung pro Kopf der Erwerbstätigen steigen 
lassen und neuartige Güterqualitäten hervorge­
bracht, wodurch der Konsum in erheblichem 
Maße differenziert, zugleich aber auch unifor­
miert wurde. Da der natürliche Bedarf der 
Menschen relativ rasch an eine Sättigungsgrenze 
gerät, sind Reklame, Werbung und andere For­
men der Bedarfsweckung zu einem wesentlichen 
Bestandteil des Industriesystems geworden. Da­
mit wird die Produktion für Bedürfnisse z. T. zu 
einer Produktion von Bedürfnissen. Eintretende 
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Starrheiten in den Produktionsbedingungen bei 
Übernahme großbetrieblicher Fertigung haben 
jedenfalls die Beeinflussung der Nachfrage in 
Richtung auf uniformierte Produkte verstärkt. 
Als besonders wirksames Mittel in dieser Hin­
sicht haben sich Produktion und Absatz von sog. 
Markenartikeln erwiesen, die in Massenproduk­
tion erstellt werden, aber zugleich den Anspruch 
erheben, ein differenziertes Gut zu sein. 

Konzentration und Großbetriebe 
BETRIEBSGRÖSSEN. Das Bestreben der Industrie, 
die Fertigungsprogramme auf eine möglichst 
geringe Zahl von Erzeugnissen zu beschränken, 
ging einher mit der Erweiterung der Betriebs­
größen selbst, die in vielen Bereichen eine Sen­
kung der Kosten und eine Erhöhung der Ge­
winne bedeutete. Bei der in der Industriewirt­
schaft üblichen Kostenrechnung werden die 
Kosten der Anlagen als fest angesehen, was 
bedeutet, daß der Anteil der festen Kosten an 
der Produktionseinheit bei wachsender Aus­
bringung innerhalb eines weiten Bereiches sinkt. 

Diese tatsächlichen oder vermeintlichen Ko­
stenvorteile der Großbetriebe (Unteilbarkeit 
der Anlagen) haben die Konzentration in der 
modernen Wirtschaft erheblich erhöht, die in al­
ler Regel aber auch Machtzusammenballung be­
deutet. Konzentrationen sind sowohl auf glei­
chen Produktionsstufen (horizontal) wie auch 
auf vor- oder nachgelagerten Stufen (vertikal) 
erfolgt, oder aber sie sind eine Mischung dieser 

beiden Formen. Der Fortbestand von Klein- und 
Mittelbetrieben ist z. T. durch bestimmte tech­
nische Entwicklungen bzw. Neuerungen (Elek­
tromotor, angepaßte Maschinen und Apparate), 
durch bewußte Verlagerung und Ausgliederung 
des Produktionsrisikos der Großbetriebe (Sub­
Kontrakte), durch Elastizitätsansprüche des 
Marktes oder aber durch staatliche Maßnahmen 
gesichert worden. Auch die Umwandlung von 
Handwerksbetrieben in industrielle Kleinst-
unternehmen trägt zur Behauptung dieser Be­
triebsgrößen in der modernen Wirtschaft bei. 
Vielfach ist ihr Fortbestand auch nur bei bewuß­
ter oder unbewußter Inkaufnahme eines sinken­
den Integrationsgrades der Wirtschaft - in Form 
ungleicher Entlohnung vergleichbarer Leistun­
gen - möglich. Insgesamt zeigt sich allerdings, 
daß die durchschnittliche Betriebsgröße in jeder 
der drei Gruppen im Verlaufe des Industrialisie­
rungsprozesses zunimmt. 
AUTOMATISIERUNG. Die Uniformierung der 
Produktion folgte z. T. aus der Eigenart der Me­
chanisierung und Automatisierung, die inner­
halb einer begrenzten Variationsbreite auf tiie 
Wiederholung gleichartiger Arbeitsakte gerich­
tet ist. Die Massenfertigung uniformer Produkte 
setzt sich dort durch, wo die Nachfrageverhält­
nisse auf den Absatzmärkten entsprechend aus­
gerichtet sind oder aber ausgerichtet werden 
können. Die Hemmnisse hierfür (und damit die 
Chancen der Klein- und Mittelbetriebe) dürften 
im allgemeinen um so stärker sein, je näher die 
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Güterproduktion dem Endverbrauch steht. Da­
bei spielen jedoch der jeweilige Grad der Infor­
miertheit und der individuellen Emanzipation 
bzw. andere Momente des jeweiligen sozialen 
Systems eine entscheidende Rolle. 

Strukturwandel 
Es ist gezeigt worden, daß der Industrialisie­
rungsprozeß und die industrielle Wirtschafts­
weise sich im wesentlichen kennzeichnen lassen 
durch einen im Verhältnis zu den Produktions­
faktoren Arbeit und Boden zusätzlichen und zu­
nehmend überwiegenden Einsatz von Sachkapi­
tal. Das gilt insbesondere für den verstärkten 
Einsatz von Maschinen und Automaten (Appa­
raten und Werkzeugen) und der komplementä­
ren technischen und mechanischen Energie usw. 
Hinzu kommen die damit in engem Zusammen­
hang stehenden sozialen, politischen, psycholo­
gischen und ökonomischen Umstellungen. 
Deutlichstes Anzeichen dafür sind kapitalinten­
sive und stark konzentrierte großbetriebliche 
Einheiten von Herstellung und Verteilung, 
begleitet von einer absoluten Zunahme der 
produzierten Güter und Dienstleistungen. Die­
ses Wachstum hat Strukturwandlungen zur 
Folge und setzt solche zugleich voraus. Die 
wesentlichen Formen des Wandels der Wirt­
schaftsstruktur werden im folgenden näher 
dargestellt. 

Primärer, sekundärer und tertiärer Sektor 
DEFINITIONEN. In sektoraler Hinsicht sind ver­
schiedene Ansätze zur Kennzeichnung der 
Struktur der Wirtschaft vorhanden, die von 
einem Zwei-Sektor-Ansatz bis zu multisekto-
ralen Gliederungen reichen. Am gebräuchlich­
sten in Wissenschaft und Praxis ist die Dreitei­
lung in primären, sekundären und tertiären Sek­
tor - ein Ansatz, der schon den obigen Ausfüh­
rungen zugrunde lag. Clark, auf den diese Ein­
teilung zurückgeht, weist darauf hin, daß sich 
die Verteilung der Arbeitskräfte auf diese Sek­
toren während der Industrialisierung in typi­
scher Weise verändere. Das Schwergewicht ver­
lagere sich von dem primären Sektor (annähernd 
auch als landwirtschaftlich zu bezeichnen) auf 
den sekundären Sektor (Industrie) und noch 
stärker auf den tertiären Sektor (Dienstleistun­
gen und öffentliche Verwaltung). Eine klare 
Abgrenzung ist damit noch nicht gegeben, doch 
nennt Clark einen Katalog der zu dem jeweili­
gen Sektor gehörenden Wirtschaftszweige. 

Bei einem verfeinerten Ansatz (Fisher) wer­
den die Sektoren durch die Struktur der Ver­
braucher-Nachfrage definiert (unter Berück­
sichtigung des Engelschen Gesetzes und der 
unterschiedlichen Dringlichkeit der Nachfrage 
in Abhängigkeit von der Einkommenshöhe). 
Danach gehören dem primären Sektor die 
Unternehmen an, die Leistungen erstellen, bei 
denen die Elastizität der Nachfrage gleich oder 
kleiner als 0 , 5 ist, während zum sekundären 
Sektor diejenigen Unternehmen mit einer Ela­
stizität von über 0 , 5 bis 1,0 und zum tertiären 
Sektor die mit einer Elastizität von über 1,0 
gerechnet werden. Die Struktur der Nachfrage 
als Kriterium der Zuordnung zu den einzelnen 
Sektoren zu benutzen - was sich auch für eine 
Rangordnung der Industriezweige verwenden 
läßt - ist jedoch insofern besonders proble­
matisch, als die Nachfragestrukturen sich sehr 
schnell ändern können. Außerdem ist bei die­
sem Ansatz die Unabhängigkeit der Nachfrage­
entscheidung unterstellt. 

Bei einer anderen Verfeinerung (Fourastie) 
wird der technische Fortschritt zur Klassifizie­
rung einbezogen. Danach weist der tertiäre 
Sektor nur geringen, der primäre Sektor mäßi­
gen, der sekundäre jedoch starken technischen 
Fortschritt auf. Hierbei ist jedoch insbesondere 
die Vieldeutigkeit der Unterscheidungskriterien 
und die Meßbarkeit des technischen Fortschritts 
problematisch. 

Schließlich kann man nach Unternehmen 
trennen (Wolfe), in denen eine Zunahme der 
Produktivität durch Bedingungen natürlichen 
Wachstums (primärer Sektor), durch mecha­
nische Faktoren (sekundärer Sektor) und vor 
allem durch menschliche Geschicklichkeit und 
Fähigkeit (tertiärer Sektor) begrenzt werden. 

Landwirtschaft 
BESCHÄFTIGTE. Legt man die Dreiteilung zu­
grunde, um den Strukturwandel im Verlaufe 
der Industrialisierung zu kennzeichnen, so wird 
die Verschiebung in der Erwerbsstruktur, d. h. 
der direkten Abhängigkeit der Bevölkerung von 
den Wirtschaftssektoren, offensichtlich. Wäh­
rend in den sog. Entwicklungsländern meist drei 
Viertel der Bevölkerung oder mehr von der 
Land- und Forstwirtschaft und Fischerei ab­
hängig sind, beträgt die entsprechende Quote 
in Großbritannien rund 3 %, in den USA rund 
7 % . Der schnellste Strukturwandel in der Ge­
schichte der Industrialisierung vollzieht sich 
jedoch in Japan, wo 1 9 5 5 noch 4 1 % , 1 9 6 5 nur 
mehr 2 4 , 7 % und 1 9 8 5 voraussichtlich nur noch 
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INDUSTRIALIS IERUNG: PRODUKTIVITÄT UND BESCHÄFTIGUNG 

Im Verlauf der Industr ia l is ierung ist an die Stelle lohn in tens iver eine w e i t h i n 
kapi ta l in tensive Produk t ion getreten, die hohe Invest i t ionen erfordert . In fo lge 
zunehmender Techn is ie rung und Au tomat i s ie rung w u r d e die Produkt iv i tä t be­
t rächt l ich gesteigert , und es erhöhte s ich zugle ich auch der Lebensstandard 
(Abb . un ten ) . 

L e i s t u n g s s t e i g e r u n g 
d e r L a n d w i r t s c h a f t 

Erwerbstät ige in der Landwi r tscha f t 
( in Mi l l . ) 

D a s N e t t o s o z i a l p r o d u k t ( N S P ) 
D e u t s c h l a n d s v o n 1 8 5 0 b i s 1 9 6 0 
( in Preisen v o n 1913 ) 

M r d . Mark 

200 

1 9 5 0 / 5 1 1 9 6 8 / 6 9 

5,0 

3 4 ^ 5 9 ^ 

Nahrungsmi t te l Produk t ion 
( in M i l l . t Get re idee inhe i ten) 

9 • •••• 
Verkaufser löse ( in Mrd . D M ) 

zu Faktorkosten (Steuern) 
". zu Mark tpre isen ( V e r w e n d u n g ) 

zu Faktorkosten (Ver te i lung) 

D a s B r u t t o i n l a n d s p r o d u k t j e 
E i n w o h n e r , 1 9 6 5 , i n a u s g e w ä h l ­
t e n L ä n d e r n ( in U S - $ ) 

M a l a w i 
Indones ien 
Nigeria 
Indien 
Thai land 
Zambia 
Guatemala 
Mex i ko 
Türkei 
Chi le 
Japan 
BRD 
S c h w e d e n 
Frankreich 
U S A 

60 
l_ 

1850 7 0 90 10 
_ i _ 
30 J L 50 

Que l l e : W. G. Ho f fmann u. a.. Das 
W a c h s t u m der deutschen Wir tschaf t 
seit der M i t te des 19. Jahrhunder ts , 
Berl in usw. 1965 , S. 106 . 

46 
58 
60 
75 

158 
225 
370 
4 0 5 
4 1 4 
4 3 4 
560 

1818 
1921 
1980 
3 5 7 8 

Q u e l l e : UN, Yearbook of Nat iona l 
A c c o u n t s Statist ics, New York 1 970. 

80 1900 20 40 1960 



U m 1800 ernährten vier Bauern e inen Menschen , der n icht in der Landwi r tschaf t tät ig war. Heute ernährt in den i n d u ­
str ial is ierten Gesel lschaf ten du rchschn i t t l i ch ein Bauer (bzw. Farmer) über 20 Menschen , die n icht in der Landwi r t scha f t 
arbei ten. Die in der pr imären Produk t ion frei we rdenden Arbei tskräf te stehen für die sekundäre und neuerd ings ver­
stärkt für die tertiäre Produk t ion zur Ver fügung ( A b b . un ten ) . 
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Que l le : S. Klatt, Zur Theor ie der Industr ia l is ierung, Köln und Opladen 1959, S. 27 f . 
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8% der Bevölkerung direkt von der Landwirt­
schaft leben weiden. 
PRODUKTIVITÄT. Wegen der vorherrschenden 
Produktivitätsverhältnisse ist der Anteil des pri­
mären Sektors am Sozialprodukt jedoch erheb­
lich niedriger als der Anteil der Erwerbstätigen. 
Ins Verhältnis gesetzt, ergeben diese Anteile 
einen Indikator für die relative Produktivität: 
nur in Belgien liegt dieser Indikator (1964) 
über 1 (1,06), während er in der Bundesrepublik 
Deutschland bei nur 0,42 liegt. Diese Ziffer gibt 
bereits einen wichtigen Hinweis auf die interne 
Situation der Landwirtschaft, die weltweit vor 
besonderen Schwierigkeiten steht. Während für 
die Entwicklungsländer hohe Agrarquoten bei 
hoher Beschäftiguugsdichte, geringem Kapital­
einsatz und unzureichender Produktion kenn­
zeichnend sind, besteht das Problem in den hö­
herentwickelten Ländern des Ostens wie des 
Westens in dem trotz steigender Produktivität 
stagnierenden bzw. sinkenden Integrationsgrad 
zwischen Landwirtschaft und den übrigen Sek­
toren der Wirtschaft, der sich in der Disparität 
zwischen den entsprechenden Durchschnitts­
einkommen ausdrücken läßt. Neben produk­
tionstechnischen (Kapitalbesatz, Betriebsgrö­
ßenstruktur) und marktmäßigen (Marktorien­
tierung, Spezialisierung) Gründen sind hierfür 
vor allem die fehlenden oder unzureichenden 
materiellen und personellen Infrastrukturen der 
ländlichen Gebiete verantwortlich. 

AGRARPOLITIK. Dennoch besteht die Agrar­
politik bisher weitgehend aus Subventions- und 
Preisstützungspolitik. Sogenannte Marktrege­
lungen durch Mindest- und Festpreise - die in 
Westeuropa bei einzelnen Produkten das Zwei­
fache des Weltmarktpreises betragen - , restrik­
tive handelspolitische Maßnahmen, wie Ein­
fuhrsperren bei Exportsubvention, sind Merk­
male der neueren Agrarpolitik, die z. T. zu hohen 
Überschüssen, zu einer Ausschaltung der aus­
ländischen Konkurrenz, insbesondere der Ent­
wicklungsländer, und auch zu einer künstlichen 
Verlangsamung notwendigen Strukturwandels 
geführt hat und damit im Grunde das eigent­
liche Ziel, die Verbesserung der Einkommens­
lage, direkt verhindert. Insgesamt zeigen sich 
jedoch in starkem Maße die oben genannten 
Tendenzen der industriellen Wirtschaftsweise, 
die hier meist auf rationalisierte, mit wenigen 
Arbeitskräften, aber hohem Kapitaleinsatz zu 
bewirtschaftende Betriebe hinauslaufen, die je 
nach Bodennutzung und Spezialisierungsgrad 
aber unterschiedliche Größen aufweisen. Inten­

sivkulturen und Veredelung finden sich dabei 
sehr häufig in Verbindung mit außerlandwirt­
schaftlichem Nebenerwerb. 

Industrie und Dienstleistungen 
BESCHÄFTIGTE. Während sich hinsichtlich der 
Beschäftigung der relative Bedeutungsrückgang 
des primären Sektors bei allen bisherigen Bei­
spielen erfolgreicher Industrialisierung glei­
chermaßen vollzog, ist die Übereinstimmung 
hinsichtlich des sekundären und tertiären Sek­
tors weniger einheitlich. Eine eindeutige Aus­
sage wird insbesondere dadurch erschwert, daß 
sich bei einem internationalen Querschnittsver­
gleich die einzelnen Volkswirtschaften auf 
einem jeweils unterschiedlichen Niveau befin­
den und Preis- und Wechselkursverhältnisse 
einander nicht entsprechen. Mit Blick auf die 
hochindustrialisierten Volkswirtschaften läßt 
sich tendenziell jedoch sagen, daß in einer ersten 
Phase der Industrialisierung besonders der An­
teil der in der Industrie Beschäftigten steigt, bis 
er fast die Hälfte aller Erwerbstätigen erreicht. 
In einer zweiten Periode wächst dagegen der 
Anteil des tertiären Sektors, z. T. noch auf Ko­
sten des primären, in zunehmendem Maße aber 
auch auf Kosten des sekundären Sektors. 

ZEITSPANNEN. Diese Entwicklung ist nicht nur 
bestimmt durch das jeweilige Niveau, das die 
Wirtschaftstätigkeit insgesamt erreicht, sie wird 
anscheinend auch wesentlich beeinflußt von der 
historischen Zeitspanne, in der sie sich vollzieht. 
Es stellt sich daher die Frage, welche Art der 
Zugehörigkeit von größerer Bedeutung ist, die 
der „Weg-Genossenschaft" gleicher Entwick­
lungsphase oder die echte Gleichzeitigkeit im 
chronologischen Zeitabschnitt, unabhängig von 
der Höhe des Entwicklungsstandes, der in der 
Wirtschaft verwirklicht ist. Es liegt die Vermu­
tung nahe, daß es hier, wie so oft, kein einfaches 
Entweder-Oder gibt, sondern daß z. T. die histo­
rische Komponente der „Zeit-Genossenschaft" 
dominant ist, z. T. aber entwicklungsbezogene 
Phasennotwendigkeiten durchschlagen. Dieser 
Frage wird die Entwicklungstheorie in Zukunft 
verstärkt nachgehen müssen. 
PRODUKTIVITÄT. Im konkreten Fall zeigt sich, 
daß die relative Bedeutungszunahme des tertiä­
ren Sektors auch gleichzeitig bzw. vor der Aus­
dehnung des sekundären Sektors eintreten kann, 
was vor allem für eine Reihe von Beispielen aus 
der jüngeren Wirtschaftsgeschichte zutrifft. 
Entscheidend hierbei ist die innere Struktur 



INDUSTRIELLE WIRTSCHAFTSWEISE 8 5 

und die Leistung dieses tertiären Sektors der 
Volkswirtschaft. Der tertiäre Sektor umfaßt sehr 
verschiedene Zweige: Handel, Banken, Ver­
sicherungen und andere private und öffent­
liche Dienstleistungen, wie Verwaltung, For­
schung, Lehre und Planung. In ihm werden nicht 
Sachgüter, sondern Dienste erstellt, was auf die 
große Bedeutung der Arbeitskraft für diesen 
Sektor hindeutet. Es ist aber unverkennbar, daß 
auch dieser Bereich wirtschaftlicher Tätigkeit in 
hohem Maße mechanisierbar und automatisier­
bar und für technischen und organisatorischen 
Fortschritt offen ist. Die absolute und relative 
Zunahme der Beschäftigten im tertiären Sektor 
kann also für die Wirtschaft, als Ganzes gesehen, 
durchaus Wachstumsgewinn bedeuten. Auf je­
den Fall muß die Annahme bestritten werden, 
daß der tertiäre Sektor grundsätzlich unproduk­
tiv oder wenig produktiv sei - was z. B. in der 
„östlichen" Version des Nationaleinkommens 
weitgehend unterstellt wird. Das heißt aber 
auch, daß eine Zunahme der Beschäftigten im 
tertiären Sektor, die sich gleichzeitig mit oder 
aber vor derjenigen im sekundären Sektor voll­
zieht, in ihrer Wirkung auf das Niveau der Wirt­
schaftstätigkeit und den Entwicklungsstand der 
Volkswirtschaft im allgemeinen zumindest als 
neutral angesehen werden muß. 

Im speziellen Einzelfall kommt es allerdings 
darauf an, daß verschiedene Voraussetzungen 
erfüllt sind, die zugleich als wesentliche volks­
wirtschaftliche Probleme des tertiären Sektors 
angeschen werden können. Es darf keine ver­
gleichsweise überproportionale „versteckte" 
Arbeitslosigkeit vorliegen in Form der Überbe­
setzung des Kapitalstocks, und es dürfen keine 
übermäßigen Sperren für die Durchsetzung 
technischen und organisatorischen Fortschritts 
vorhanden sein. Gerade diese Erscheinungen, 
die sich auch mit Wirkungen des „Parkinson-
schen Gesetzes" und Bürokratisierung der 
Wirtschaft bezeichnen lassen, sind aber in er­
staunlichem Maße in der Wirklichkeit vorhan­
den. Eine Steigerung der Wertschöpfung im 
tertiären Sektor stellt daher hohe Anforderun­
gen an menschliche Fertigkeiten und Leistun­
gen. Neuere Forschungen zur Situation der 
Bundesrepublik Deutschland weisen darauf hin, 
daß bestimmte Bereiche des tertiären Sektors 
darum besonders hohe Grenzproduktivitäten 
haben, weil die Ausweitung der Industriepro­
duktion sehr rasch erfolgte und damit Engpässe 
entstanden waren. Das betrifft insbesondere die 
Bereiche Bildung, Information, Forschung, Ge­
sundheit, Verkehr. Eine überproportionale 
Ausweitung dieser genannten Bereiche und des 

gesamten tertiären Sektors in der Bundesrepu­
blik läge auch in der Richtung, die von den Indu­
strieländern, die ein höheres Einkommen pro 
Kopf der Bevölkerung besitzen, eingeschlagen 
worden ist. 

Die Struktur der Wirtschaft läßt sich auch mit­
tels eines multisektoralen Ansatzes analysie­
ren. Dem National Account System der UN 
liegt z. B. eine elfteilige Gliederung zugrunde: 
Agrarwirtschaft, Bergbau, verarbeitende Indu­
strie, Bauwirtschaft, Energiewirtschaft, Ver­
kehrswirtschaft, Handel, Banken- und Versi­
cherungsgewerbe, Wohnungsvermietung, Staat, 
Dienstleistungen. Er erlaubt in seiner dynami­
schen Fassung vielfältige Einsichten in die im 
Verlauf des Industrialisierungsprozesses sich 
vollziehenden Strukturwandlungen. Die von 
den aufgezeigten säkularen Entwicklungslinien 
abweichenden Veränderungen einzelner Wirt­
schaftsbereiche und Industriezweige werden da­
durch eher sichtbar. Dies gilt auch für die sog. 
Schlüsselindustrien. 

Schlüsselindustrien 
KRITERIEN. Eine Betrachtung der Geschichte 
der Industrialisierung, aber auch der in vielen 
Ländern praktizierten Entwicklungsplanung 
zeigt, daß bestimmte Bereiche der wirtschaftli­
chen Tätigkeit „Schlüsselbereiche" (Schlüssel­
industrien) waren bzw. zu solchen erhoben wer­
den. Nicht nur die Industrie als Ganzes, auch 
Teile von ihr lassen sich generell - zumindest 
temporär - als Schlüsselbereiche ansehen. Die 
bei der Definition dieses Begriffes entstehenden 
Probleme wurden hinsichtlich der Aggregat­
größe „Industrie" weiter oben bereits ange­
schnitten; bei einer Aufteilung nach Wirt­
schaftszweigen gelten sie in verstärktem Maße. 
Es geht auch hier darum, ob man auf rein prag­
matische oder funktionale Aspekte abstellt, ob 
man Mengen- oder Wert-, Brutto- oder Netto­
größen, die Produktion insgesamt oder aber ihre 
Zuwachsraten, die Inlandsproduktion oder den 
Inlandsverbrauch betrachtet, welchen zeitlichen 
Horizont (10 oder 100 Jahre), welche Zielkon­
stellationen (Produktmaximierung, balancierte 
Entwicklung, Beschäftigungszunahme) und 
welche Motive man zugrunde legt bzw. vorhan­
den sind, wie weit man die Sektoren nach Wirt­
schaftszweigen aufspaltet usw., nicht zuletzt aber 
auch, welche regionale Bezugseinheit (Konti­
nent, Bundesstaat, Land oder Bezirk) gewählt 
wird. 

Die Aussage wird sich verändern, je nach 
dem, welche dieser Faktoren im Vordergrund 
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stehen. Es ist also mehr oder weniger eine Frage 
der Konvention, welchen Wirtschaftsbereich 
man als Schlüsselbereich bezeichnet. Die Ge­
fahr, daß man bestehende Zusammenhänge zer­
schneidet bzw. vernachlässigt, ist auf jeden Fall 
groß, und jede Aussage hierüber ist in beson­
derem Maß räum- und zeitgebunden. Einige 
Beispiele mögen die Problematik verdeutlichen. 
WANDLUNGEN.Der Häufigkeit historischer Wie­
derkehr entsprechend und bezeichnend für frühe 
Phasen der Industrialisierung, kann man die Tex­
tilindustrie als sog. Schlüsselindustrie bezeich­
nen, die zunächst relativ wenig kapitalintensiv ist 
und große Mengen an Arbeitskräften bindet. 
Veränderte interne Marktbedingungen und ver­
stärkte Konkurrenz aus Niedriglohnländern ha­
ben dazu geführt, daß die relative und absolute 
Bedeutung dieses Industriezweiges in den alten 
Industrieländern nach einer bestimmten - aller­
dings recht langen - Periode rasch gesunken ist. 
Vielfach ist er heute zu einem notleidenden 
Wirtschaftszweig geworden, der nur durch mas­
sive wirtschaftspolitische Eingriffe erhalten 
bleibt. Die Zeitspanne, in der diese Industrie für 
die jüngeren Industrieländer besonders bedeut­
sam war, ist zudem stark verkürzt gewesen. In 
vielen Entwicklungsländern wird auf ihren Auf­
bau bzw. Ausbau bewußt zugunsten anderer 
Wirtschaftszweige verzichtet. 

In vielen Analysen ist die Kohleindustrie als 
Schlüsselbereich und wesentlicher Anhaltspunkt 
für den Industrialisierungsgrad bezeichnet wor­
den. Andererseits weiß man, daß es Länder gibt, 
die keine eigene Kohle besitzen, andere, in de­
nen aus klimatischen Gründen der Haushalts­
bedarf ausfällt oder in denen andere Energieträ­
ger weit kostengünstiger produziert werden. In 
manchen Ländern, die große Kohlevorkommen 
besitzen, hat das Aufkommen neuer Energieträ­
ger zu akuten wirtschaftlichen und gesellschaft­
lichen Problemen geführt (Ruhrkrise). 

Die Automobilindustrie, die hinsichtlich Ge­
samtausstoß und Wachstumsrate in der neueren 
Zeit vielfach als Schlüsselindustrie par excel-
lence angesehen wird, hat dort, wo bedenkenlos 
produziert wird, wo komplementäre Investitio­
nen und rechtliche Bestimmungen fehlen, ihrer­
seits ungeheure Kosten für die Gemeinschaft 
entstehen lassen, wie Luftverschmutzung, 
Lärmbelästigung und Unfallfolgen deutlich zei­
gen. Trotzdem erweckt die Statistik, in der nur 
Stückzahlen und privatwirtschaftlicher Umsatz 
bzw. Gewinn gezählt werden, nach wie vor den 
Eindruck, die Automobilindustrie sei eine 
Schlüsselindustrie. 

Ein weiteres Beispiel wandelnder Bedeutung 
ist die Stahlindustrie. Während in den alten In­
dustrieländern wegen Subventionskonkurrenz 
die Stahlproduktion seit langem stagniert bzw. 
rückläufig ist, wird die rasche absolute Zunahme 
der Stahlproduktion in manchen jüngeren Indu­
strieländern (wie z. B. Japan) als Wachstumssti­
mulus gewertet und die Überholung der alten 
Industrieländer (wie z.B. der USA) zum Ziel der 
nationalen Wirtschaftspolitik proklamiert. 
DIFFERENZIERUNG. Mag dieses Beispiel das 
Problem der Auswahl an sich vergleichbarer 
Phasen der Entwicklung verdeutlichen, so zeigt 
ein weiteres den Einfluß der regionalen Bezugs­
einheit auf die jeweilige konkrete Aussage. Die 
Tatsache, daß es im Bayerischen Wald keine 
oder keine nennenswerte chemische Industrie 
gibt, schließt nicht aus, daß die Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt eines der größten Che­
mieländer der Welt is t . -Die Frage der „Konkur­
renz" von absoluten Größen zu Wachstumsraten 
wiederum (oder aber auch von Bestands- zu 
Strömungsgrößen) belegt ein Beispiel aus Groß­
britannien. Dort wuchs in der Zeit von 1885 bis 
zum Ersten Weltkrieg die Süßwarenproduktion 
jährlich fast doppelt so schnell wie die Schiffs­
bauproduktion. 

Legt man der Aussage Wertgrößen und nicht 
Mengengrößen, homogene Gebietseinheiten 
und vergleichbare Zeiträume zugrunde, so ist 
damit ein weiterer Faktor noch nicht ausge­
schaltet, dessen unterschiedliche Wirkung für 
den Industrialisierungsprozeß bemerkenswert 
ist: die Preisverzerrungseffekte aufgrund unter­
schiedlicher Marktformen und Machtverhält­
nisse in den verschiedenen Industriezweigen. In 
Industriezweigen mit hohem Konzentrations­
grad können Steigerungen des Produktionswer­
tes ohne entsprechende Ausweitung des Ange­
bots erfolgen, so daß der gestiegene Produk­
tionswert nicht unbedingt einen, real gesehen, 
höheren Versorgungsgrad repräsentiert. 

Größe und jährliche Zuwachsrate einer Indu­
strie sind also von mehreren Faktoren abhängig, 
die sich in nachfrage- und angebotsorientierte 
Faktoren trennen lassen, gleichzeitig aber nicht 
zu jedem Zeitpunkt gleichermaßen wirksam 
sind. „Neue" Industrien haben temporär oft 
größere Absatzchancen als „ältere" Industrien, 
die „Öffnung" des Auslandsmarktes hat bin-
nenmarktbedingte Wachstumshemmnisse häu­
fig drastisch verändert. Primär technologisch 
bedingt ist der Wachstumsunterschied bei den 
für Massenproduktion geeigneten Industrie­
zweigen. Abweichendes Wachstum wird auch 
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Die Impulse auf das Wi r tschaf ts leben gehen 
überw iegend von sog. Sch lüsse l indust r ien 
aus, jenen Indus t r iezwe igen, d ie s ich durch 
ein besonders rasches W a c h s t u m und eine 
große gesamtwi r tschaf t l i che Bedeu tung aus­
ze ichnen. Das hat we i te r re ichende A u s w i r ­
kungen , sei es, daß andere Wi r tscha f tszwe ige 
mi tgezogen we rden , sei es, daß diese an 
Einf luß verl ieren. Was Sch lüsse l indust r ien 
s ind, steht nicht ein für al lemal fest. Schon 
seit längerer Zeit s ind bei uns jene Indus t r ie ­
zwe ige in eine Strukturkr ise geraten, d ie den 
industr ie l len A u f s c h w u n g herbei führen halfen 
(Abb . l i nks : st i l lgelegte Zeche) . 

Wir tschaf t l icher S t ruk tu rwande l so lchen Aus ­
maßes beeinf lußt das Leben vieler Menschen 
t ie fgre i fend. M a n muß den Arbei tsp latz und 
v ie l le icht sogar den W o h n o r t wechse ln , s ich 
auf neue A rbe i t sbed ingungen e inste l len, u m ­
lernen, überhaupt im Berufs leben elast isch 
sein — was f re i l ich of tmals dauerhaf te 
Unsicherhei t mi t sich br ingt . 

In den hochindust r ia l is ier ten Gesel lschaf ten 
hat nicht nur die Landwi r t scha f t ihre f rüher 
zentrale Ste l lung ver loren, sondern e u c h die 
herkömml iche industr ie l le P roduk t ion mußte 
neuen Indust r iezweigen und Fer t igungsme­
thoden we ichen (Abb . M i t te l inks) . M o d e r n e 
Techno log ie und Bedeu tungszunahme der 
Dienst le is tungen gehen dabei Hand in Hand. 
Vor al lem die Elektronik e rmög l ich t umfas­
sende und rat ionel le Steuerung zahlre icher 
wi r tschaf t l icher Vorgänge ( A b b . oben , l inks 
un ten ) . Schon jetzt we rden in v ie len Tä t i g ­
kei tsbereichen vo rw iegend Ü b e r w a c h u n g s ­
und S teuerungs funk t ionen du rch m e n s c h ­
l iche Arbei t w a h r g e n o m m e n , w o b e i n icht 
e igent l ich körper l iche Ans t rengung , sondern 
Konzentrat ion nöt ig ist. 
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UdSSR U S A 

1 9 5 5 1 9 6 9 1955 1 9 6 9 

Landwirtschaft 
Ante i l bei den Erwerbstät igen (%) 42,9 28,0 ca. 11,0 5, 
Traktoren (Anzah l , 1 0 0 0 ) 8 0 0 1 8 0 0 ca. 4 4 0 0 ca 4 8 0 0 
Get re ideproduk t ion ( M i l l . t ) 125 161 169 187 
Industrie und 
Bergbau (P roduk t i on ) 
Kohle ( M i l l . t ) 3 9 0 6 8 9 4 4 5 505 
Erdöl ( M i l l . t) 71 3 2 8 3 3 6 4 5 5 
Erdgas ( M r d . m 3 ) 10 183 266 548 
Eisenerz ( M i l l . t ) 4 0 186 53 8 6 
Rohstahl ( M i l l . t ) 4 5 110 106 128 
Pkw ( 1 0 0 0 ) 108 2 9 4 7 9 2 0 8 2 2 0 
Lkw (1000 ) 3 3 7 551 1249 1 9 2 0 
Zement ( M i l l . t ) 39 9 0 53 6 8 
Kunststof fe ( 1 0 0 0 t ) 111 1 4 5 2 ca. 3 3 0 0 7 7 0 4 
Elektrischer S t rom ( M r d . k W h ) 170 689 6 2 9 1 5 5 2 

Außenhandel 
Einfuhr je E inwohner 

( U S - 8) 16 4 0 75 1 7 2 
Aus fuh r je E inwohner 

( u s - 8) 18 4 5 62 1 8 4 

Wirtschaftsleistung 
Pro- Kopf -Bru t tosoz ia l p rodukt 

( U S - 8) ca. 8 0 0 ca.1450 
2 6 0 0 4 6 0 0 

B r u t t o s o z i a l p r o d u k t in U S - $ j e E i n w o h n e r 1969 u n d 1980 

Gemessen am Bru t to in landsproduk t 
pro Kopf, erweist sich das N o r d -
Süd -P rob lem überdeut l i ch : die Zwe i ­
te i lung der Welt in einen h o c h ­
industr ia l is ier ten Norden und e inen 
industr ie l l un te ren tw icke l ten Süden 
(Abb . o b e n ) . 
A u c h zw ischen den Industr ie ländern 
g ib t es te i lweise bet rächt l iche U n ­
terschiede. Das zeigt z. B. der Ver­
g le ich zw ischen den USA und der 
UdSSR ( l inks) ebenso w i e d ie ge ­
schätzte En tw i ck lung bis 1980 (Abb . 
u n t e n ) . 
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Die Wir tschaf t der UdSSR hat vor a l lem seit 1945 
einen starken A u f s c h w u n g g e n o m m e n ( A b b . 
oben), ohne indessen den Vorsprung mancher 
Industr ie länder au fgeho l t zu haben. Das zu 
beachten ist auch für Prognosen w i c h t i g . A u c h 
die zu erwar tende rasche Expansion der ch ine ­
sischen S tah l - und Energ ieprodukt ion (Abb . 
un ten) kann ebenfa l ls n ich t in kurzer Zeit jene 
umfassende, auf rein w i r t scha f t l i che Vorgänge 
ja ke ineswegs beschränkte Industr ia l is ierung zur 
Folge haben. ( Q u e l l e : IRO-Landka r ten , Nr. 2 3 1 , 
235, 264. ) 
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durch die grundsätzlichen Unterschiede zwi­
schen Konsumgüter- und Produktionsgüterin­
dustrien bestimmt. Da der Ersatzbedarf mit der 
Größe des Kapitalstocks zu wachsen pflegt, 
nimmt die Produktionsgüterindustrie bei wach­
sender Gesamtindustrieproduktion überpro­
portional zu. 
REGELMÄSSIGKEITEN. Die einzelindustrielle 
Analyse wird also in aller Regel den Eindruck 
erheblicher branchenmäßiger, regionaler und 
zeitlicher Wachstumsunterschiede vermitteln. 
Das heißt auch, daß Schlüsselindustrien unter 
ganz spezifischen Bedingungen hinsichtlich der 
Ausstattung mit Produktionsfaktoren, der ver­
fügbaren Techniken, den vorherrschenden Be­
dürfnissen und anderen sozioökonomischen 
Gegebenheiten entstehen, die nicht ohne wei­
teres übertragbar sind. Bei allen zu beobachten­
den Unterschieden zeigt sich jedoch eine ent­
scheidende Gemeinsamkeit. Für die Bereiche 
wirtschaftlicher Tätigkeit, die sich unter gewis­
sen Annahmen als Schlüsselindustrien be­
zeichnen lassen, ist - vorausgesetzt, daß für ge­
nügend lange Perioden statistisches Material 
vorhanden ist - ein bestimmter „Lebens­
rhythmus" nachweisbar. 

Aufkommen, Ausbau und relatives bzw. ab­
solutes Absinken vollziehen sich mit einer ge­
wissen Regelmäßigkeit. Da am Anfang des Auf­
baus eines Industriezweiges das absolute Volu­
men der Produktion niedrig ist, bedeutet schon 
eine, absolut gesehen, geringe Ausdehnung eine 
hohe Expansionsrate (und umgekehrt). Die 
hohe Rate wird in der Tendenz so lange ein­
gehalten, wie die rohstoff-, kapital- und ab­
satzmäßig günstigen Voraussetzungen insge­
samt gegeben sind bzw. beibehalten werden 
können. Das kann durch Produktionsaufteilung, 
Rationalisierung und andere betriebliche oder 
wirtschaftspolitische Maßnahmen z. T. gesteuert 
werden. Bei vielen Konsumgütern beispiels­
weise gibt es eine psychologische oder preis- und 
einkommensbestimmte wachstumseinschrän­
kende Sättigungsgrenze, die z. T. allerdings 
durch künstliche Bedarfsweckung oder durch 
Marktverlagerung ausgedehnt wird. Daneben 
sind aber Substitutionsprozesse wirksam (Kohle 
durch Erdöl und Erdgas, Eisen durch Alumi­
nium, Baumwollgarne durch Kunststoffe, 
Handrechner durch Computer usw.), die 
Schlüsselindustrien in der Vergangenheit ent­
scheidend beeinflußt haben und auch in Zukunft 
beeinflussen werden und die selbst wiederum 
neue Schlüsselindustrien hervorgebracht ha­
ben. 

1960 1 9 9 0 
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TECHNIK. Kommt es also bei der Frage, welcher 
Bereich der wirtschaftlichen Tätigkeit sich zu ei­
ner Schlüsselindustrie entwickelt bzw. sich ent­
wickeln sollte, entscheidend auf den jeweiligen 
konkret vorliegenden wirtschaftlichen und so­
zialen Gesamtzusammenhang bzw. auf die be­
wußte oder unbewußte Inkaufnahme bestimm­
ter oder möglicher Folgen an, so ist doch sicher, 
daß die sich mehr oder weniger stetig verän­
dernde Technik ganz entscheidend dazu bei­
trägt, daß wesentliche Unterschiede hinsichtlich 
der Bedeutung einzelner Industrien entstehen. 
Deshalb können im interregionalen und inter­
temporalen Vergleich jeweils andere Industrien 
zu Schlüsselindustrien werden. Gleichzeitig wird 
es zu einem wesentlichen Teil auf den sich akku­
mulierenden technischen Fortschritt zurückzu­
führen sein, daß die Zeitspanne steigender oder 
hoher Wachstumsraten einzelner Industrie­
zweige sich verkürzt und die Expansionsgrenze 
im Einzelfall früher erreicht wird. Hieraus ließe 
sich auf einen häufigen und schnelleren Wechsel 
in der interindustriellen Struktur der modernen 
Wirtschaft schließen, ohne daß dies eine Ver­
langsamung der Gesamtproduktion bedeuten 
muß. Die Erfahrung zeigt zumindest, daß in den 
einzelnen Ländern verschiedene Industrie­
zweige und in der Weltwirtschaft verschiedene 
Industrieländer in einem sich stets wandelnden 
Ausmaß das Wachstum der Gesamtproduktion 
der Länder bzw. der Welt bestimmen. 

Weltwirtschaft 
Weltproduktion 

TENDENZEN. Produktion und Flandel der Welt 
sind regional höchst ungleich verteilt. Ungleich­
heiten haben in den letzten Jahrzehnten nicht 
ab-, sondern vielmehr zugenommen. Eine allge­
meine Trendumkehr ist gegenwärtig noch nicht 
zu erkennen. Die Statistik zeigt, daß rund vier 
Fünftel des Weltsozialprodukts auf ein Fünftel 
der Weltbevölkerung entfällt und daß die west­
lichen Industrieländer vier Fünftel des Welt­
handels unter sich abwickeln. Folgt man den Ge­
pflogenheiten der UN und unterscheidet in west­
liche, in der Organisation für wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) zusam­
mengefaßte Industrieländer, im Rat für gegensei­
tige Wirtschaftshilfe verbundene östliche Indu­
strieländer (COMECON) und Entwicklungslän­
der, so zeigt sich z. B., daß das durchschnittliche 
Pro-Kopf-Einkommen der OECD-Länder 
(1968) bei rund $ 2500, in den COMECON-

Ländern bei $ 730 und in den Entwicklungslän­
dern bei $ 155 liegt. Die COMECON-Länder 
erreichen also etwa ein Drittel, die Entwick­
lungsländer nur ein Sechzehntel des Pro-Kopf-
Einkommens der OECD-Länder. (Dabei ist der 
Niveauunterschied zwischen COMECON-Län-
dern und den beiden anderen Gruppen zu hoch 
angesetzt, da im Nationaleinkommen der CO­
MECON-Länder Teile des tertiären Sektors 
nicht eingeschlossen sind: dieser systematische 
Unterschied zwischen Nationaleinkommen und 
[westlichem] Volkseinkommen beträgt schät­
zungsweise 15-20%.) 
INTEGRATION. Die Streuung des nationalen Ein­
kommensniveaus ist - gemessen durch den Va­
riationskoeffizienten - innerhalb der Gruppe 
der Entwicklungsländer sehr groß (1968 = 86% 
bei zunehmender Tendenz), bei den OECD-
Ländern noch recht beachtlich (46% bei sinken­
der Tendenz), bei den COMECON-Ländern am 
niedrigsten (22% bei sinkender Tendenz). Die 
Denivellierungstendenz bei der Gruppe der 
Entwicklungsländer dürfte wesentlich davon 
abhängen, daß einzelne Entwicklungsländer, 
deren Ausstattung mit natürlichen Ressourcen, 
wie z. B. Erdöl, günstig ist, überaus hohe 
Wachstumsraten erzielten. Andererseits ist es 
für den Entwicklungsprozeß bisher typisch, daß 
einzelne Regionen oder Länder zunächst vor­
preschen, andere dann später aufholen. So ha­
ben sich auch die industriellen Gravitationsfel­
der der Welt verschoben bzw. vermehrt. Das 
westeuropäische wurde zunächst von dem 
nordamerikanischen eingeholt und dann über­
holt, später entstand das osteuropäische, und ein 
neues hat sich nach dem Zweiten Weltkrieg in 
Ostasien herangebildet. 

In den sechziger Jahren ist das reale Sozial­
produkt der westlichen Industrieländer und der 
Entwicklungsländer schneller, das Nationalein­
kommen der COMECON-Länder etwas langsa­
mer als in den fünfziger Jahren gewachsen. Mit 
durchschnittlich 6,7% erzielten die COME­
CON-Länder (nach 1960) jedoch die höchsten 
jährlichen Zuwachsraten (OECD-Länder 5,2%, 
Entwicklungsländer 4,8%). Das Produktionsni­
veau der östlichen Industrieländer hat sich dem 
höheren Produktionsniveau der westlichen In­
dustrieländer also angenähert. Das reale Pro­
duktionsgefälle zwischen den Industrieländern 
insgesamt und den Entwicklungsländern ist in­
dessen noch größer geworden. Die Desintegra­
tionstendenzen der Weltwirtschaft treten noch 
deutlicher hervor, wenn die Zuwachsraten der 
gesamten Pro-Kopf-Produktion der drei Län-
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dergruppen verglichen werden: COMECON-
Länder + 5,7%; OECD-Länder + 3,8%; Ent­
wicklungsländer + 2,0%. Alles in allem hat sich 
bei dieser Entwicklung das vorhandene Nord-
Süd-Gefälle noch weiter vergrößert. 

WESTLICHE INDUSTRIELÄNDER. Für die westli­
chen Industrieländer waren die sechziger Jahre 
das Jahrzehnt mit dem bisher stärksten wirt­
schaftlichen Wachstum. Das Gewicht der ein­
zelnen Länder hat sich aufgrund der unter­
schiedlichen Wachstumsraten wiederum verän­
dert. Der Anteil der USA am gesamten So­
zialprodukt war rückläufig, der Anteil Japans -
jährliche Zuwachsraten mehr als doppelt so 
hoch wie in den übrigen OECD-Ländern - hat 
sich dagegen erheblich erhöht. Darin kommt 
ein - in Tempo und Ausmaß allerdings beschei­
dener - Ausgleichsprozeß hinsichtlich der Wirt­
schaftskraft der höchstentwickelten westlichen 
Industrieländer zum Ausdruck. Es werden je­
doch (Ende 1970) nur sieben der insgesamt 22 
OECD-Länder (USA, Japan, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Ita­
lien, Kanada), in denen 80% der OECD-Be­
völkerung leben, rund 9 0 % des Sozialprodukts 
dieser Ländergruppe erstellen. (Auch hinsicht­
lich der Zuwachsrate des Pro-Kopf-Einkom­
mens steht Japan an der Spitze, Großbritannien 
am Ende dieser Ländergruppe.) Trotz der be­
trächtlichen Ausweitung des Angebots vollzog 
sich das wirtschaftliche Wachstum in den westli­
chen Industrieländern unter z. T. erheblichen 
Spannungen, insbesondere in Form inflationisti­
scher Tendenzen und Schwankungen im Be­
schäftigungsgrad. Die Arbeitslosenquote in den 
USA, dem wirtschaftlich höchstentwickelten 
Land, erreichte gegen Ende der Dekade 6%. 

Unter den Annahmen einer in etwa gleich­
bleibenden Zunahme der Bevölkerung, einer 
hohen Auslastung der Produktivkräfte und 
gleichbleibender Entwicklungstendenzen hin­
sichtlich des technischen Fortschritts und der 
Produktivität wird für die westlichen Industrie­
länder, als Ganzes gesehen, für die kommende 
Dekade (bis 1980) mit einer Zunahme des Brut­
tosozialprodukts von 65%, also einer jährlichen 
Wachstumsrate von etwa 5% gerechnet. Dazu 
wird jedoch zusätzlich eine progressive Struk­
turpolitik und eine planende Wirtschaftspolitik 
erforderlich sein, die nicht nur an bereits ein­
getretenen Fehlentwicklungen orientiert ist. 

ÖSTLICHE INDUSTRIELÄNDER. Die COMECON-
Länder erzielten auch in der letzten Dekade 
relativ hohe Wachstumsraten. Ihre Wirtschafts­

politik verfolgte weiterhin eine rasche Auswei­
tung der Industrieproduktion, was mit tiefgrei­
fendem Wandel in wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Strukturen einherging. Die Unter­
schiede in der Höhe des Nationaleinkommens je 
Kopf der Bevölkerung innerhalb dieser Länder­
gruppe sind zwar noch groß, haben sich jedoch 
merklich verringert. Zu den Faktoren, von denen 
wesentliche Wachstumsimpulse ausgingen, ge­
hörte neben den erzielten hohen Investitions­
quoten vor allem der Struktureffekt in Form des 
Abzugs von Arbeitskräften aus der Agrarwirt-
schaft. Die Zukunft wird durch den weiteren 
Übergang von extensivem zu intensivem Wachs­
tum gekennzeichnet sein, was eine Erhöhung 
der Produktivität erfordert. 
ENTWICKLUNGSLÄNDER. In den Entwicklungs­
ländern hat sich das Wirtschaftswachstum in den 
sechziger Jahren gegenüber der vorhergehenden 
Dekade leicht beschleunigt. Die Zielvorstellun­
gen der ersten von den UN proklamierten sog. 
Entwicklungsdekade (1960-1970) konnten -
einzelne Länder ausgenommen - insgesamt je­
doch nicht erreicht werden. Die Industriepro­
duktion ist jährlich um 7 bis 7 ,5% gestiegen, die 
landwirtschaftliche Produktion dagegen nur um 
rund 2%. Die Wachstumsrate des Bruttosozial­
produktes lag im Durchschnitt unter 5 %, die des 
realen Pro-Kopf-Einkommens bei ca. 2%. Un­
terschiede in der Ausstattung mit Produktions-
faktoren, die Strategie der Entwicklungspolitik, 
Ausmaß und Art der Entwicklungshilfe beein­
flußten das Wachstum in den einzelnen Regio­
nen. Das durchschnittliche jährliche Wachstum 
in den asiatischen Ländern (5,3%) war größer 
als das in den Ländern Lateinamerikas (4,7%) 
und Afrikas (3,4%). (In einigen Ländern trat 
allerdings ein Rückgang des Niveaus der Wirt­
schaftsfähigkeit ein.) Hinsichtlich des absoluten 
Volkseinkommens pro Kopf der Bevölkerung 
besteht ein Gefälle von den Ländern Latein-
amerikas (über $ 600) über Länder im Nahen 
und Fernen Osten zu den Ländern Afrikas und 
Südasiens (in einigen unter $ 100). Analysen 
haben ergeben, daß diese Unterschiede eher zu-
als abnehmen. Diese Tendenz war eng mit dem 
schwachen Abschneiden der landwirtschaftli­
chen Produktion verbunden, die - insbesondere 
in Entwicklungsländern mit ohnehin niedrigem 
Sozialprodukt pro Kopf - mit der demographi­
schen Entwicklung nicht Schritt halten konnte. 
Im Vergleich dazu erwies sich die Industriepro­
duktion eher als dynamisch. Bemerkenswert ist 
jedoch, daß von der gesamten Produktion der 
verarbeitenden Industrie in den Entwicklungs-
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ländern mehr als die Hälfte auf nur vier Länder 
(Argentinien, Brasilien, Mexiko, Indien) ent­
fällt. 

Die Investitionsquoten stiegen in der Mehr­
zahl der Entwicklungsländer an und gaben eine 
gute Erklärung für tatsächlich erzieltes Wachs­
tum. Beachtliche Ausnahmen waren verschie­
dene Entwicklungsländer mit vergleichsweise 
hohem Pro-Kopf-Einkommen, in denen unter 
anderem eine starke Zunahme der Bevölkerung 
und eine ausgeprägte Urbanisierung den Spiel­
raum für zusätzliche gesamtwirtschaftliche Ak­
kumulation einengten. 

Welthandel 
TENDENZEN. Desintegrationstendenzen zeigen 
sich nicht nur in der Weltproduktion, sondern 
auch im Welthandel als Ganzem. Während die 
Handelsverflechtung der hochindustrialisier­
ten Länder immer enger wird, geht die Be­
deutung der Entwicklungsländer insgesamt 
ständig zurück. Das Volumen des Welthandels 
hat sich seit 1950 mehr als verdreifacht, mit be­
sonders hohen jährlichen Expansionsraten (9%) 
in der letzten Dekade. Die Exporte der Ent­
wicklungsländer haben in dieser Zeit zwar auch 
rasch zugenommen, ihr Anteil ist jedoch von 
3 3 % des Gesamtexportvolumens der Welt auf 
unter 1 8 % abgesunken. Selbst ihr Weltmarkt­
anteil an den Rohstoffen fiel von rund 5 5 % auf 
42%. Differenziert man' nach den drei Länder­
gruppen, so zeigt sich jedoch, daß der Handel 
zwischen den COMECON-Ländern und den 
Entwicklungsländern besonders rasch expan­
diert (Ost-Süd-Handel). Er weist höhere Wachs­
tumsraten auf als die anderen relevanten Han­
delsströme (auch höher als der Handel zwischen 
OECD- und COMECON-Ländern, der sog. 
Ost-West-Handel), wenn auch sein Anteil am 
gesamten Welthandel noch sehr niedrig ist. 

URSACHEN. Die Ursachen dieser Entwicklungen 
im Welthandel sind zahlreich. Sie liegen zu 
einem großen Teil beim wirtschaftspolitischen 
Verhalten der industrialisierten Länder. Die be­
sondere Problematik geht daraus hervor, daß 
der Export in den meisten Entwicklungsländern 
eine wichtige gesamtwirtschaftliche Nachfrage­
komponente darstellt, wachstumsnotwendige 
zusätzliche Importe bei unzureichendem Ex­
portwachstum aber nicht intern finanziert wer­
den können. 

Was das Wachstum der Exportwerte betrifft, 
so hat sich der für die Entwicklungsländer früher 
schon zu beobachtende ungünstige Trend fort­

gesetzt. Die sog. terms of trade (Austauschver­
hältnis der Waren) haben sich weiter ver­
schlechtert. Die daraus für die Entwicklungslän­
der entstandenen Verluste sind so hoch, daß die 
gesamte Kapitalhilfe der Industrieländer gerade 
ausreicht, sie wieder wettzumachen. Durch diese 
Entwicklung der terms of trade sehen die Ent­
wicklungsländer ihre Auffassung bestätigt, daß 
die internationale Arbeitsteilung, wie sie sich 
bisher herausgebildet hat, sie weniger begünstigt 
als die Industrieländer, zumal verschiedene un­
günstige Nachfrage- und Angebotsfaktoren 
auch weiterhin gelten. 

Das betrifft zunächst die im allgemeinen nied­
rige Einkommenselastizität der Nachfrage nach 
Nahrungsmittelimporten in den traditionellen 
westlichen Abnehmerländern. Bei einkom­
menselastischeren Nahrungsmitteln dagegen be­
stehen Exporthemmnisse für die Entwicklungs­
länder in Form protektionistischer Struktur-
und Außenhandelspolitik der potentiellen Ab­
nehmerländer. Hinzu kommt eine starke Sub­
stitutionskonkurrenz bei natürlichen Rohstof­
fen. Es besteht außerdem eine geringe Wett­
bewerbsfähigkeit der Entwicklungsländer we­
gen mangelnder Standardisierung und Liefer­
schwierigkeiten auf Märkten, auf denen Ent­
wicklungsländer und Industrieländer zugleich 
als Anbieter auftreten. Schließlich besteht eine 
mangelnde Abstimmung von Produktion und 
Verbrauch von Primärgütern, mit der Folge 
hoher Schwankungsbreiten bei deren Preisen. 
STRUKTUREN. Hinter den globalen Entwicklun­
gen des Welthandels stehen beachtliche Verän­
derungen der Güter- und Regionalstruktur. Der 
Anteil der Güter des Primärsektors geht zurück 
zugunsten der Zunahme des Anteils der indu­
striellen Halb- und Fertiggüter. Das führt dazu, 
daß der Welthandelsanteil der Länder mit brei­
tem Sortiment an Industriegütern ständig steigt; 
dies sind wiederum in aller Regel nicht die Ent-
wicklungs-, sondern die Industrieländer. Inner­
halb der Gruppe der Entwicklungsländer hat 
sich der Weltmarktanteil Lateinamerikas be­
sonders stark verringert. Dieses Beispiel zeigt 
deutlich die Abhängigkeil von der allgemeinen 
Entwicklung und vom sektoralen Wandel der 
inländischen Nachfrage der Abnehmerländer: 
die Importnachfrage der USA, des traditionellen 
Abnehmerlandes Lateinamerikas, expandierte 
nur unterdurchschnittlich, bei ungünstigen Ver­
änderungen der Einkommenselastizitäten. 
VERFLECHTUNG. Diese Ausführungen dürften 
eine wichtige Erfahrung und Notwendigkeit be-
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In den sechziger Jahren wa r das Expor tsor t iment der 
Entw ick lungs länder w e n i g begünst ig t . A u f Nah rungs ­
mit te l und Rohstof fe — sie hat ten zw ischen 1 9 6 0 und 
1970 die n iedr igsten Zuwachsra ten der We l texpor te — 
entf ie len 1960 über 5 5 % ; auf chemische Erzeugnisse, 
Masch inen , Fahrzeuge und sonst ige Fer t igwaren mi t 
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dagegen s ind 2 7 % und 6 6 % . Bei den E n t w i c k l u n g s ­
ländern war aber das Sch lüsse lp roduk t Erdöl stärker 
vertreten, w e n n auch nur w e n i g e En tw ick lungs länder 
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zwe i ten Hälfte der fünfz iger Jahre . Ü b e r ' s inkende 
Terms of Trade für Pr imärgüter dür f te so ein Transfer 
v o n Produk t i v i tä tsgewinnen aus den E n t w i c k l u n g s ­
ländern in die Industr ie länder s ta t t f inden. (Quel le zu 
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stätigt haben: die strukturelle Situation der 
Weltproduktion und des Welthandels erfordern 
eine umfassende Betrachtungsweise. Es ist z. B. 
nicht mehr länger möglich, die wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen den Industrieländern zu 
behandeln, ohne deren Auswirkungen auf die 
Entwicklungsländer mit in die Betrachtung ein-
zubeziehen. So stellt sich direkt die Frage, wie 
sich die Probleme des Welthandels und des wirt­
schaftlichen Wachstums innerhalb des Dreiecks 
„West-Ost-Süd" entwickeln werden bzw. lösen 
lassen. Die Untersuchung der Handelsströme 
zeigt, daß der Handel der Entwicklungsländer 
mit den östlichen Industrieländern erheblich 
schneller gewachsen ist als ihr Eigenhandel und 
der Warenaustausch mit den westlichen Indu­
strieländern. Damit wurde ein Teil der ausfal­
lenden bzw. stagnierenden Nachfrage auf tradi­
tionellen Absatzmärkten der Entwicklungslän­
der ersetzt und ergänzt, besonders bei Rohma­
terialien, Nahrungs- und Genußmitteln. 

Andererseits hat dies nicht ausgereicht, den 
Anteil der Entwicklungsländer am Welthandel 
zu halten; dieser ist vielmehr kontinuierlich ge­
sunken. Das wiederum hängt wesentlich mit der 
Verschlechterung der terms of trade zusammen, 
aber auch mit der dem Handel zugrunde liegen­
den Warenstruktur, die hinsichtlich des Handels 
zwischen Entwicklungsländern und westlichen 
Industrieländern ganz traditionell ausgerichtet 
ist (Fertigwaren-Importe, Primärgüter-Ex­
porte), im Hinblick auf den Handel mit den öst­
lichen Industrieländern zwar „moderner", aber 
nicht modern genug ist. Wichtigste ökonomische 
Bestimmungsgründe zur Ausweitung des Welt­
handels insgesamt, zur Umgestaltung seiner 
Struktur sowie zur gerechteren Verteilung der 
daraus resultierenden Entwicklungseffekte er­
geben sich aus der internen Wirtschaftspolitik 
der beteiligten Ländergruppen, die im wesentli­
chen folgende Richtung und Ausgestaltung neh­
men muß: verstärkte Exportdiversifizierung und 
Importsubstitution in den Entwicklungsländern, 
strukturgestaltende und nicht strukturerhal­
tende Politik in den westlichen Industrieländern, 
bessere Integration des Außenhandels in die 
Wachstumspolitik der östlichen Industrieländer. 

Internationale Einrichtungen 
Die Probleme, die sich aus der weltwirtschaft­
lichen Verflechtung ergeben, dürften in der 
nahen Zukunft eher zu- als abnehmen. 
WELTHANDELSKONFERENZ. Eine der jüngsten 
wirtschaftlich relevanten internationalen Orga­

nisationen hat sich diesen Fragen in besonderer 
Weise verschrieben: die Welthandelskonferenz 
(UNCTAD) hat eine Reihe neuer Ziele und 
Programme zur Umgestaltung der Weltwirt­
schaft entwickelt und im Oktober 1970 bei den 
westlichen Industrieländern ein - wenn auch wa­
renmäßig noch bescheidenes - Präferenzzollsy­
stem zugunsten der Entwicklungsländer durch­
gesetzt, allerdings nicht für die noch bestehen­
den Kolonien und abhängigen Gebiete. Diese 
Vorstellungen und Regelungen laufen den Ab­
sichten des Allgemeinen Zoll- und Handelsab­
kommens (GATT) z. T. entgegen. Dieses zielt 
zwar auf einen allgemeinen Abbau der Zoll­
schranken ab, hat aber mit den Ausnahmebe­
stimmungen hinsichtlich der Bildung von Zoll­
unionen und den Ergebnissen bei der Zollsen­
kung in der sog. Kennedy-Runde die Industrie­
länder in den Augen der Entwicklungsländer zu 
stark und einseitig bevorteilt. 
EUROPÄISCHE ZUSAMMENSCHLÜSSE. In dem 
Verdacht von Desintegrationswirkungen hin­
sichtlich der Weltwirtschaft als Ganzen steht in 
besonderem Maße die Europäische Wirtschafts­
gemeinschaft (EWG), die - aufbauend auf den 
Prinzipien des Abbaus der Handelshemmnisse 
und der Harmonisierung der Wirtschaftspolitik 
im Inneren bei gleichzeitiger Abschirmung nach 
außen, durch Errichtung eines gemeinsamen 
Außenzolls - von einer enormen Ausweitung 
der Produktion der Mitgliedstaaten, des in­
ternen Handels und der wirtschaftlichen Ver­
flechtung begleitet war. Offen ist, in welchem 
Ausmaß dies von der gefundenen organisatori­
schen Lösung oder aber den inhärenten Ent­
wicklungstendenzen des industriellen Systems 
selbst bestimmt ist. Eine befriedigende Lösung 
der wirtschaftlichen Integrationsprobleme ist 
auch in Westeuropa selbst noch nicht gefunden. 
Dies zeigt sich z. B. auch in der neben der EWG 
gleichzeitig bestehenden Europäischen Freihan­
delszone (EFTA), die - anders als die EWG -
keine Wirtschaftsgemeinschaft mit politischer 
Zielsetzung, sondern eine Freihandelsassozia­
tion ist. Beiden gegenüber steht die COME-
CON-Organisation, die auf die wirtschaftliche 
und politische Integration der Staaten Osteuro­
pas abzielt. 
UN. Für den weltwirtschaftlichen Strukturwan­
del bedeutsam sind verschiedene Unterorgani­
sationen der UN, die nach unterschiedlichen 
sektoralen Gesichtspunkten organisiert sind, so 
beispielsweise die Ernährungs- und Landwirt­
schaftsorganisation der Vereinten Nationen 
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(FAO) für den Bereich der Landwirtschaft, die 
United Nations' Industrial Development Orga­
nization (UNIDO) für die industrielle und allge­
meine technologische Entwicklung. Die finan­
ziellen Bedingungen für eine Integration der 
weltwirtschaftlichen Beziehungen zu schaffen ist 
die selbstgesetzte Aufgabe des Internationalen 
Währungsfonds (IMF), der ein multilaterales 
Zahlungssystem schaffen sollte. Mit der Ein­
richtung sog. Sonderziehungsrechte konnten die 
bisherigen Kreditierungsmaximen teilweise 
durchbrochen werden, die primär an der Höhe 
der eingezahlten Beteiligungen ausgerichtet wa­
ren und damit die höherentwickelten Länder 
tendenziell begünstigten. Eine wichtige Rolle 
spielt auch die Weltbank (International Bank for 
Reconstruction and Development), die bisher 
im wesentlichen Großprojekte im Bereich der 
Infrastruktur ausgewählt und finanziert hat und 
dabei z. T. auf heftige Kritik vor allem von 
Seiten der Entwicklungsländer stieß. 

AUFGABEN. Die Umstrukturierung des organisa­
torischen Aufbaus und der geltenden Prinzipien 
in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
bleibt daher eine höchst aktuelle Aufgabe, be­
sonders angesichts der bestehenden ökonomi­
schen und sozialen Ungleichheiten und der zu­
nehmenden Desintegration der Weltwirtschaft 
und des Welthandels. 

Wirtschaftspolitik 
Unterschiede in der Verwirklichung binnen­
wirtschaftlicher Ziele einzelner Länder bleiben 
nicht ohne Rückwirkungen auf die internationa­
len Wirtschaftsbeziehungen. Ihre Lösung ver­
langt ein hohes Maß an internationaler Solidari­
tät und verschiedentlich auch Verzicht auf 
nationale Souveränitätsrechte. Auf einige As­
pekte, Methoden und Probleme nationaler Wirt­
schaftspolitik wird im folgenden eingegangen. 

Wirtschaftsordnung 
Die Wirtschaft sorgt nicht von selbst dafür, daß 
sich das Gesamtwohl auch tatsächlich einstellt. 
Im konkreten Fall werden Art, Ausmaß und 
Intensität des Einsatzes wirtschaftspolitischer 
Instrumente zur Beeinflussung des Ablaufs der 
Wirtschaftstätigkeit entscheidend von der ver­
wirklichten Wirtschaftsordnung bestimmt. 
Diese ist grundsätzlich durch folgende wesent­
liche Elemente gekennzeichnet: Art der Koor­
dination und Art des Eigentums. 

Die Koordination der Wirtschaftstätigkeit 
kann jeweils ganz oder teilweise durch den 
Markt, einen staatlichen Plan oder einen sonst­
wie organisierten Interessenausgleich erfolgen. 
Das Eigentum kann jeweils ganz oder teilweise 
in privater, gesellschaftlicher oder in einer Zwi­
schenform auftreten. Je nach den konkreten 
Konstellationen dieser verschiedenen Elemente 
und ihrer umfassenden oder nur teilweisen Gül­
tigkeit und Reichweite (Grad der Subordination 
der einzelnen Wirtschaftssubjekte) ergeben sich 
vielfältige Ordnungsformen der Wirtschaft. Die 
häufig verwendete Trennung in reine Marktwirt­
schaft (die Marktkoordination und privates 
Eigentum umschreibt) und in reine Zentralplan­
wirtschaft (die staatliche Plankoordination und 
gesellschaftliches Eigentum meint) ist daher we­
der theoretisch befriedigend - weil sie die mögli­
chen Kombinationen nur andeutungsweise 
zeigt - noch für die Praxis relevant - weil es in 
dieser die „reinen" Formen nicht gibt. Für die 
Praxis typisch sind vielmehr Mischformen, die 
allerdings in der Häufigkeit und der Reichweite 
der inhärenten Elemente in zwei Lager tendie­
ren, wobei dann aber die mehr „marktwirtschaft­
liche" Form so unterschiedliche Volkswirtschaf­
ten wie die der Bundesrepublik, Japans und Ju­
goslawiens (Marktkoordination bei zumeist 
gesellschaftlichem Eigentum), die mehr „zen-
tralplanwirtschaftliche" Form so unterschied­
liche Volkswirtschaften wie die der UdSSR, Chi­
nas und Kubas umfaßt. 

Die im folgenden dargestellten Probleme der 
Wirtschaftspolitik im Hinblick auf den Wirt­
schaftsablauf können daher nur bedingt als für 
alle Volkswirtschaften typisch angesehen wer­
den, zumal ihr konkretes Ausmaß unterschied­
lich ist und ihr zeitliches oder stufenmäßiges 
Zusammentreffen nicht eindeutigen Gesetz­
mäßigkeiten unterliegt. 

Wirtschaftsablauf 
Die Probleme der Wirtschaftspolitik im Hinblick 
auf den Ablauf der Wirtschaftsprozesse betref­
fen die Analyse der Ausgangslage ebenso wie 
die Zielsetzungen, den Mitteleinsatz und die 
Erfolgskontrolle. h 

Die Analyse der Ausgangslage wird beson­
ders dadurch erschwert, daß Wissenschaft und 
Praxis die Erfassung und Bewertung der Be­
standsgrößen (Volksvermögen, privater und 
öffentlicher Kapitalstock) vernachlässigt haben. 
Die Ziele sind oft nicht genau definiert oder de­
finierbar und häufig auch nicht ohne weiteres 
miteinander vereinbar (Zielkonflikt). Dem Mit-



In der modernen Wi r tschaf tspo l i t i k , in der 
eine Vielzahl staat l icher Instanzen, privater 
In teressengruppen und Verbände w i r t scha f t s ­
po l i t isch re levante Entsche idungen fäl l t und 
in der mehrere Ziele g le ichzei t ig ver fo lg t 
w e r d e n , ents tehen Konf l ik te zum einen d a ­
durch , daß diese Akteure untersch ied l iche 
oder gegensätz l iche Präferenzen h a b e n ; zum 
andern füh ren bes t immte W i r k u n g s z u s a m ­
menhänge zw ischen den Z ie len, die läge- , 
s t ruktur- oder sys tembed ing t s ind , dazu, 
daß n ich t alle Ziele g le ichze i t ig realisiert 
we rden können (Z ie lan t inomie ) . 
Den Konf l i k ts i tua t ionen zw ischen den ab ­
laufspo l i t i schen Zielen Vo l lbeschä f t i gung ( 1 ) , 
Preisstabi l i tät ( 2 ) , Zah lungsb i l anzg le i chge­
w i c h t ( 3 ) und W i r t scha f t swachs tum (4) — 
magisches Viereck — galt bisher d ie höchs te 
Au fmerksamke i t von Theor ie und Praxis. 
In e inem speziel leren Sinne konzentr ier te 
sich die jüngere w i r tschaf tspo l i t i sche Pro­
b lemdiskuss ion in der BRD auf (2 ) und ( 3 ) , 
in den U S A auf (1) und ( 2 ) , in England 
dagegen auf (3) und (4) und in den meisten 
En tw ick lungs ländern auf (1) und ( 4 ) . Z u ­
künf t ig indes dür f ten in den fo r tgeschr i t tenen 
Industr ie ländern St ruk tur - , Ver te i lungs- und 
o rdnungspo l i t i sche Prob leme, insonder ­
heit das Verhäl tnis zw ischen pr ivaten und 
ö f fen t l i chen Güte rn , d. h. d ie Frage nach 
dem Sozialen Gleichgewicht, immer bedeut ­
samer we rden . 

teleinsatz sind gewisse Grenzen gesetzt, z. B. 
durch Verfassung, Beschränkung und Schwer­
fälligkeit von Gesetzhandhabung und Gesetzge­
bung, Dehnbarkeit und Unbestimmtheit allge­
meiner Normen, Unüberschaubarkeit spezieller 
Erlasse usw. Der Mitteleinsatz kann unvollkom­
men sein, die Zustimmung der Wirtschaftsein­
heiten erfordern, aber nicht erhalten. Die Er­
folgskontrolle der Wirtschaftspolitik schließlich 
wird davon berührt, daß Maßnahmen Neben­
wirkungen besitzen können, die nicht erwünscht, 
nicht voraussehbar oder nicht genau erfaßbar 
sind, und daß von den Zielen Rückwirkungen 
ausgehen können, die wiederum den Mittelein­
satz beeinflussen (Ziel-Mittel-Konflikt). 
WIRTSCHAFTLICHES WACHSTUM. Ein allgemein 
angestrebtes Ziel der Wirtschaftspolitik ist wirt­
schaftliches Wachstum, zumeist in Form der 
Maximierung (nicht der Optimierung) der jähr­
lichen Wachstumsrate des Sozialprodukts. Aus 
der Tatsache, daß dessen durchschnittliche 
Wachstumsraten in den hochentwickelten Län­
dern über längere Zeitabschnitte zwischen 2 % 
(England) und 1 2 % (Japan) variieren, wird 
verständlich, daß die Versuche, die Ursachen 
der Diskrepanzen zu ergründen und Ansatz­
punkte für eine aktive Wachstumspolitik zu fin­
den, in Wirtschaftstheorie und Wirtschaftspoli­

tik einen breiten Raum einnehmen. Das Pro­
blem der wirtschaftspolitischen Beeinflussung 
der Zunahme des Sozialprodukts liegt einmal 
darin, daß keine eindeutigen Korrelationen zwi­
schen Investitionsquoten und Wachstumsraten 
bestehen, wie dies lange angenommen wurde. 
Eine Erhöhung der Investitionsquote führt also 
nicht immer zu erhöhtem Wirtschaftswachstum. 

Zum anderen wird die Zielgröße selbst immer 
mehr angezweifelt, ja, es gibt bereits Wirt­
schaftstheoretiker, die fordern, den Sozialpro­
duktsbegriff völlig abzuschaffen. Dies hängt da­
mit zusammen, daß eine Steigerung der 
Wachstumsrate oft nur unter hohen sozialen -
vielfach nicht leicht erfaßbaren und optisch nicht 
immer auffälligen oder erst spät sichtbar wer­
denden - Zusatzkosten möglich ist, in der Form 
der Umweltzerstörung, der Verschlechterung 
der Einkommensverteilung, der Vernachlässi­
gung der Strukturen überhaupt, wodurch einmal 
erzielte Vorteile in ihr Gegenteil umschlagen. 
Das Problem der modernen Industriegesell­
schaft dürfte daher weniger darin liegen, wieviel 
sie produziert, als vielmehr darin, was sie produ­
ziert! 
SOZIALES GLEICHGEWICHT. Das soziale Gleich­
gewicht wird damit zu einem wichtigen wirt­
schaftspolitisch anzustrebenden Ziel, auch wenn 



INDUSTRIELLE WIRTSCHAFTSWEISE 97 
seine quantitative und qualitative Fixierung grö­
ßere Schwierigkeiten bereitet als beispielsweise 
die der Wachstumsrate des Sozialprodukts. Ein 
wesentlicher Aspekt dieses Ziels ist die Beseiti­
gung der Dichotomie von „privatem Reichtum 
bei öffentlicher Armut", wie sie sich historisch 
im Verlauf des Wirtschaftsprozesses vor allem 
in den westlichen Industrieländern herausgebil­
det hat. Eine wichtige Aufgabe der Wirtschafts­
politik ist es daher, für einen verstärkten Ausbau 
der Infrastruktur und eine weitgehende Zurech­
nung der gesamten privaten ««̂ sozialen Kosten 
und Erträge auf die einzelnen, sie verursachen­
den Wirtschaftseinheiten zu sorgen. 
VOLLBESCHÄFTIGUNG. Als Teilziele der Wirt­
schaftspolitik gelten gemeinhin Vollbeschäfti­
gung und Stabilität des Preisniveaus. Vollbe­
schäftigung ist, wie die meisten ökonomischen 
Begriffe, eine Konvention und allenfalls auf 
hochentwickelte Wirtschaften anwendbar. Voll­
beschäftigung beschreibt den Zustand des 
Gleichgewichts zwischen Angebot an und 
Nachfrage nach Arbeitsplätzen und setzt voraus, 
daß diese sich frei und unbeeinflußt artikulieren. 
In Wirklichkeit ist dieser Begriff insofern eine 
Fiktion, als psychologische und soziologisch mo­
tivierte Barrieren (Hausfrauen, Sozialberufe) 
oder gesellschaftliche Wünschbarkeit (Schüler, 
Studenten) potentielle Anbieter von Arbeits­
kraft und Nachfrager nach Arbeitsplätzen vom 
Arbeitsmarkt fernhalten - während die Ent­
wicklungsländer wegen fehlenden Arbeitsplatz­
angebots noch weit von diesem Ziel entfernt 
sind. 

Die Vollbeschäftigung ist in industriellen Ge­
sellschaften insoweit ein stets latentes Problem, 
als die Nutzbarmachung und willentliche Nut­
zung des technischen Fortschritts in aller Regel 
Arbeitskräfte freisetzt. In den bisherigen Indu­
strialisierungsprozessen war der aus dem schnel­
len Wachstum des Kapitalstocks sich ergebende 
kompensatorische Beschäftigungseffekt jedoch 
so groß, daß langfristig diese technologisch be­
dingte Arbeitslosigkeit nicht zu einem Problem 
wurde. Andererseits haben Schwankungen der 
Gesamtnachfrage und Friktionsprozesse in den 
mehr „marktwirtschaftlich" organisierten 
Volkswirtschaften temporär hohe „offene", in 
den mehr „zentralplangeleiteten" Volkswirt­
schaften „versteckte" Arbeitslosigkeit entste­
hen lassen. 

PREISSTABILITÄT. Das wirtschaftspolitische Ziel 
der Preisniveaustabilität meint in den westlichen 
Ländern - in einem gewissen Gegensatz zu der in 

östlichen Ländern gebräuchlichen Definition -
in der Regel nicht die Stabilität von Einzel­
preisen, sondern die eines „gewogenen" Index 
ausgewählter Güter und Dienstleistungen. (Pro­
blem der Adaption an zeitlich sich verändernde 
Bedürfnisstrukturen, Beispiel: Kartoffelver­
brauch in der Bundesrepublik seit dem Zweiten 
Weltkrieg.) Dieses Ziel ist absolut nicht erreicht 
worden, was in der Alltagsdiskussion vielfach 
dazu geführt hat, auch jährliche Inflationsraten 
von 3 % noch als Preisniveaustabilität zu be­
zeichnen. Oberflächliche Betrachtungen lassen 
einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen 
hohen realen Wachstumsraten der Wirtschaft 
und ständigem Anstieg des Preisniveaus (schlei­
chende Inflation) vermuten. Beim internatio­
nalen Querschnittsvergleich zeigen sich jedoch 
auch völlig unterschiedliche Konstellationen. 

Unmittelbares Ergebnis von Preisniveau­
erhöhungen ist die Verschlechterung der perso­
nellen Einkommensverteilung und - in deren 
Gefolge - der Vermögensverteilung. In den 
hochindustrialisierten Volkswirtschaften lassen 
sich von Land zu Land allerdings unterschiedli­
che Ungleichheiten in der Verteilung von Ein­
kommen und Vermögen feststellen bzw. vermu­
ten, sei es in Form des monetären oder des nicht­
monetären Einkommens und Vermögens. So­
weit hierfür die schleichende Inflation - als 
Folge der Diskrepanz zwischen Wachstumsrate 
des Produktionspotentials und der Gesamt­
nachfrage - als Trendphänomen verantwortlich 
ist, können die allgemeine Förderung des realen 
Wachstums als auch die Regulierung der Ge-
samtnachfrage Abhilfe schaffen. Bei letzterem 
ist zu beachten, daß nicht jene Ausgaben be­
schnitten werden, die die Voraussetzungen zu­
künftigen Wachstums sind. Beide Ansätze glo­
baler Steuerung sind entscheidend vom jewei­
ligen Monopolisierungsgrad, damit von der 
Machtverteilung in einer Wirtschaft abhängig. 
KONZENTRATION. Die grundsätzlich mögliche 
Beschränkung der Gewinne durch funktionsfä­
hige Konkurrenz hat in den westlichen Indu­
strieländern seit langem dazu geführt, die Kon­
kurrenz ganz oder teilweise zu beseitigen. Für 
einen Teil der Zusammenschlüsse einzelner Un­
ternehmungen, aber auch für die Bildung von 
Kartellen, Monopolen und anderen Formen der 
Marktbeeinflussung sind nicht oder nicht aus­
schließlich Kostenvorteile maßgebend, sondern 
die Aussicht, Monopolgewinne zu erzielen. 
Vielfach s i n d - j e nach Wirtschaftsbereich in un­
terschiedlichem Maße - von vornherein Markt­
formen vorhanden, die den Produzenten einen 
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großen Spielraum für etwaige Preissteigerungen 
geben (unvollständige Konkurrenz, Oligopol). 
Das Problem für die Wirtschaftspolitik besteht 
hier grundsätzlich darin, zwischen technisch und 
produktionsmäßig notwendiger und machtpoli­
tisch willkürlicher Konzentration und Monopo­
lisierung zu differenzieren, um den Zusammen­
hang zwischen Preishöhe und volkswirtschaftlich 
notwendigen Kosten zu erhalten bzw. zu sichern. 
Direkte ökonomische Folgen der Monopolisie­
rung der Wirtschaft drücken sich in mehr „zen-
tralplanwirtschaftlich" orientierten Wirtschafts­
systemen weniger in Monopolgewinnen als in 
übermäßiger Mittelzuweisung aus, eine andere 
Form fehlerhafter Faktorverteilung. 
KOORDINATIONSMECHANISMUS. Die Schwächen 
der bisher verwendeten Koordinationsmecha-
nismen werden bei der Betrachtung realtypi­
scher Wirtschaften in zeitlicher Hinsicht beson­
ders deutlich. Sie treten zutage in den Schwan­
kungen der Produktion, der Beschäftigung bzw. 
Kapazitätsauslastung und in der offenen oder 
versteckten Inflation. Es wird jedoch immer 
offensichtlicher, daß auch in regionaler, sekto­
raler, betriebsgrößenmäßiger und technologi­
scher Hinsicht enorme Fehlentwicklungen mög­
lich bzw. vorhanden sind. Neue Mechanismen 
zu entwickeln ist daher eine w ichtige Aufgabe 
für die Theorie und die Praxis der Wirtschafts­
politik. Einer der Ansätze zur Gestaltung des 
Wirtschaftsablaufs und zur Erweiterung des 
wirtschaftspolitischen Ziel-Mittel-Systems soll 
zum Schluß kurz skizziert werden. 

NIVEAU- UND INTEGRATIONSPOLITIK. Die Not­
wendigkeit zur Beeinflussung und Regulierung 
der Gesamtrelationen der Wirtschaft in Form 
der Globalsteuerung bzw. Makroplanung ent­
steht, allgemein gesehen, deshalb, weil die zu­
künftigen Knappheitsverhältnisse von Produk­
tionsfaktoren und Produkten in den heutigen 
Kosten- und Ertragsrechnungen nur mangel­
haft antizipiert werden. Die Notwendigkeit zu 
regionaler, sektoraler, betriebsgrößenmäßi­
ger und technologischer Strukturpolitik hin­
gegen ergibt sich vor allem daraus, daß ein­
zelwirtschaftliche und gesamtwirtschaftliche 
Kosten und Erträge in der Wirklichkeit ausein­
anderklaffen. Dies führt dazu, daß der partielle 
bzw. der globale Integrationsgrad der Wirtschaft 
nicht den an sich möglichen Wert (vollständige 
Integration) erreicht, sinkt oder aber auf niedri­
ger Höhe stagniert. Daraus resultiert die Forde­
rung nach einer flexiblen Strukturpolitik, die -
in westlichen wie östlichen Volkswirtschaften -
mit dem Problem zu kämpfen hat, daß einmal 
etablierte Strukturen ein Eigenleben entwickeln 
und sich gegen Veränderungen sperren. Diese 
besondere Art der „historischen Komponente" 
bleibt nicht ohne Einfluß auf das realisierte bzw. 
zu realisierende Niveau der Wirtschaftstätigkeit 
und damit den wirtschaftlichen Wohlstand des 
einzelnen und der Gesellschaft. Eine zufrieden­
stellende Kombination und Ergänzung von 
Niveau- und Integrationspolitik - von Wachs­
tumspolitik und Strukturpolitik - ist in den bis­
herigen Beispielen von Industrialisierungspro­
zessen nicht oder nur zeitweise gelungen. 


